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Vorwort

Die Windenergie an Land ist eine umwelt-  
und klimafreundliche Technologie zur Strom
erzeugung, die in Deutschland einen wichti-
gen Beitrag zur Erreichung der Klimaschutz
ziele der Bundes- und Landesregierungen 
leistet. Sie soll insbesondere zusammen mit 
der Photovoltaik die Nutzung nuklearer und 
fossiler Brennstoffe ablösen. 

Der geplante Ausbau der Windenergie an 
Land wird mittlerweile durch die Abnahme  
von konfliktfreien oder -armen Räumen  
begleitet. Die potentiell verfügbare Gebiets-
kulisse wird zudem durch weitere raumbe-
deutsame Belange eingeschränkt. Anfor-
derungen des Natur- und Artenschutzes 
können der Errichtung und dem Betrieb von 
Windenergieanlagen entgegenstehen, wenn 
z. B. Lebensräume von geschützten Arten 
bei der Standortsuche berührt werden. 

Für sämtliche Genehmigungen ist es erfor-
derlich, artenschutzfachliche Untersuchungen  
durchzuführen. Je nach Gebietskulisse, be-
reits vorhandenen Daten, zeitlichen Erfor-
derlichkeiten der Datenerfassung und deren 
Dokumentation kann es leicht zu unter-
schiedlichen Zeiträumen bis zum Erhalt der 
Genehmigung in den Bundesländern füh-
ren. Auch treten im Rahmen von Planungs- 
und Genehmigungsprozessen immer wieder 
Unsicherheiten im Bereich des Natur- und 

Artenschutzes auf. Diese liegen beispielswei-
se in grundsätzlichen juristischen Fragestel-
lungen oder Beurteilungsunterschieden in 
Fachfragen begründet. Verzögerungen und 
Unsicherheiten bei der Planung können wie-
derum zu Unmut bei beteiligten Akteuren 
und damit letztlich zu mangelnder Akzep-
tanz konkreter Projekte und des weiteren 
Windenergieausbaus insgesamt führen.

Es ist daher wichtig und dringlich, diesen 
Kreislauf zu durchbrechen und Vorausset-
zungen zu schaffen, die einerseits den not-
wendigen Ausbau der Windenergienutzung 
durch die Bereitstellung von Standorten er-
möglichen und die andererseits die tatsäch-
lichen Auswirkungen auf die Biodiversität 
erheben und bei der weiteren Planung be-
rücksichtigen.

Die Fachagentur Windenergie an Land (FA 
Wind) hat mit der Tagung »Vereinbarkeit 
der Windenergie mit dem Natur- und Ar
tenschutz« Expertinnen und Experten aus  
der Bundes- und Landespolitik sowie deren  
Verwaltung, der Regionalplanung, der 
Windenergiebranche, der Planung und von 
Naturschutzverbänden zusammengebracht. 
Gemeinsam haben wir verschiedene Frage-
stellungen bearbeitet und Lösungsvorschlä-
ge rund um das Themenfeld diskutiert und 
festgehalten. 
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Die Beiträge der Referentinnen und Refe
renten wurden im Nachgang verschriftlicht 
und in dieser Tagungsdokumentation zu-
sammengestellt. Die wichtigsten Ergebnisse  
der Podiumsdiskussion wurden mit in das 
Schlusskapitel eingearbeitet.

Ein besonderer Dank gilt den Referentinnen 
und Referenten sowie allen Diskutanten. 
Mit ihrem Engagement haben sie maßgeb-
lich zum Gelingen der Veranstaltung beige-
tragen.

Ich wünsche mir, dass wir mit der Tagung 
zu einem besseren Verständnis der unter-
schiedlichen Positionen in dem komplexen 
Themenfeld Windenergie und Naturschutz 
beitragen, Widersprüche aufzeigen und zu-
mindest ansatzweise auflösen und wichtige 
Hilfestellungen für die Standortwahl in der 
Praxis geben konnten. Ich ermutige Sie alle, 
den eingeschlagenen Weg im Kleinen wie 
im Großen fortzusetzen. So tragen wir dazu 
bei, dass Windenergieerzeugung und Natur-
schutz zwei Seiten einer Medaille bleiben.

Ich wünsche Ihnen eine interessante Lektüre.

Ihr  

Axel Tscherniak

Axel Tscherniak  
ist Geschäftsführer der 
Fachagentur Wind
energie an Land. 
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Deutschland hat sich national wie internatio-
nal sowohl im Klimaschutz wie auch zum Er-
halt der biologischen Vielfalt zu ehrgeizigen 
Zielen verpflichtet. Derzeit ist in beiden Be-
reichen festzustellen (  jüngster IPCC-Bericht 
und aktueller Global Biodiversity Outlook 4 
der CBD ), dass die Bemühungen der letzten 
Jahre nicht ausreichen, um die gesteckten 
Ziele zu erreichen. Auch die jüngste Veröf-
fentlichung »Vögel in Deutschland 2013« 
zeigt alarmierende Trends auf, wie beispiels-
weise bei über 30 % unserer Brutvögel einen 
Rückgang im Bestand.

Einerseits sind einige Lebensräume und  
Arten durch den Klimawandel bedroht, an-
dererseits dürfen Klimaschutzmaßnahmen, 
zu denen auch der Ausbau der erneuerba-
ren Energien zu zählen ist, nicht zulasten  
der biologischen Vielfalt gehen.

Die zukünftige Energieversorgung ist mit 
beiden o. g. Politikbereichen eng verbunden. 
Mit einem Fokus auf die Energiefrage gilt es, 
ein konsistentes und effizientes Energiesys-
tem zu entwickeln, in dem 

− �die Möglichkeiten zur Steigerung der 
Energieeffizienz und zur Einsparung von 
Energie umfassend und wesentlich konse-
quenter als bisher ausgeschöpft werden,

− �die erneuerbaren Energien die zentrale 
Rolle spielen und effektiv zum Klimaschutz 
beitragen und 

− �die natur-, landschafts- und umweltver-
trägliche Ausgestaltung der Energiewende 
nicht nur grundsätzlich akzeptiert, sondern  
auch umgesetzt wird. 

Die Windkraftnutzung an Land hat in den 
letzten Jahren beständig deutlich zugenom-
men. Etliche Bundesländer haben ihre Ziele  
für die Windkraftnutzung erhöht und z. B. 
einen Anteil an der Landesfläche für die 
Windkraftnutzung ( z. B. 2 %-Ziel in Hessen 
und Rheinland-Pfalz ), einen Anteil am Strom 
( z. B. Baden-Württemberg 10 % im Jahr 
2020 ) oder ein absolutes Mengenziel, wie es 
derzeit in Niedersachsen mit 20 GW im Jahr 
2050 in Vorbereitung ist, festgeschrieben. 

Zudem sind zusätzliche Windkraftstandorte 
erschlossen worden: Die technische Weiter-
entwicklung der Anlagen ermöglicht eine Er-
richtung von Windkraftanlagen über Wald. 
Teils wird eine Windkraftnutzung in Schutz-
gebieten, wie Naturparken, Landschafts-
schutzgebieten, den Entwicklungszonen von 
Biosphärenreservaten, teils auch in FFH-Ge-
bieten verfolgt. Fachliche Standards für die 
Ermittlung neuer Standorte, wie die soge-
nannten Abstandswerte aus dem »Helgolän-
der Papier«, werden intensiv und kontrovers 
diskutiert. In den Bundesländern werden 

Spannungsfeld Windenergie und  
Natur- und Artenschutz: aktuelle  
Herausforderungen und Fragestellungen
Kathrin Ammermann, Bundesamt für Naturschutz 
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sehr unterschiedliche Ansätze und Planungs-
ebenen für die Standortplanung gewählt, 
wobei die Rolle übergeordneter räumlicher 
Planung ( z. B. der Regionalplanung ) teils zu-
gunsten kommunaler Planungsinstrumente 
in ihrer Bedeutung beschnitten wurde. 

Mit steigender Anlagenzahl nehmen auch 
die Konflikte aus Naturschutzsicht zu. Daher 
ist für den weiteren Ausbau anzustreben, 
negative Auswirkungen auf Arten- und Na-
turschutz so weit wie möglich zu vermeiden. 
Dabei sind folgende Herausforderungen zu 
bewältigen: 

Datenlage

Eine solide Datenlage zum Vorkommen 
von Arten, zu deren Sensibilität gegenüber 
Windkraftanlagen, zum Raumnutzungsver-
halten, zur Bedeutung von Lebensräumen ist 
die Grundlage, um negative Auswirkungen 
der Windkraftanlagen ermitteln und im Fol-
genden vermeiden zu können. Bereits dies 
stellt auf den verschiedenen Planungsebe-
nen eine große Herausforderung dar. Gleich-
zeitig sind Kenntnisse zur jeweils aktuellen 
Anlagentechnik erforderlich, um die Auswir-
kungen ermitteln zu können. Teilweise sind 
spezifische Daten im Kontext der Planung 
von Windkraftvorhaben zu erheben. Hierzu 
haben einige Länder Leitfäden und fachliche 
Standards entwickelt. Eine möglichst umfas-
sende und zugängliche Datenlage führt zu-
dem sowohl auf Betreiberseite wie auch bei 
Verbänden und in der Öffentlichkeit zu ei-
ner Erhöhung der Akzeptanz und zu mehr 
Sicherheit bei behördlichen Entscheidun-
gen. Insbesondere mit Blick auf den Erhalt 
der ( Kultur )Landschaft ist eine solide Kennt-
nisgrundlage insofern Basis für Vermeidung 
und Verminderung negativer Auswirkungen. 

Standortwahl

Die sorgfältige Wahl von geeigneten An-
lagenstandorten ist eine ganz wesentliche 
Stellschraube, um negative Auswirkungen 
zu vermeiden oder gering zu halten. In den 
meisten Bundesländern wird dabei ein Kon-
zept verfolgt, in dem Eignungs- oder ( und ) 
Vorranggebiete für die Windkraftnutzung 
festgelegt werden. Des Weiteren werden be-
stimmte Flächen ( wie Naturschutzgebiete ) 
für diese Nutzung ausgeschlossen. Teilweise 
werden zusätzlich Flächen für Einzelfallprü-
fungen vorgesehen. 

Die Verbindlichkeit dieser planerischen Ka-
tegorien ( Stichwort: abschließende Planung ) 
und auch die Maßstabsebene, auf der die 
Planung erfolgt, sind in den Bundesländern 
sehr unterschiedlich geregelt. Schon ange-
sichts der Raumbedeutsamkeit der heute ak-
tuellen Windkraftanlagen mit bis zu 200 m 
Höhe und entsprechender Sichtbarkeit 
spricht Vieles für die Regionalplanung als 
angemessene Planungsebene. Deren räumli-
che Reichweite bietet größere Spielräume  

Landschaften in 
Deutschland unterliegen 
vielfältigen Nutzungs
ansprüchen.

Kulturlandschaft bei Lietzen, Brandenburg
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z. B. hinsichtlich Artenvorkommen und  
deren Bedeutung, der landschaftlichen Be-
wertung und der Windhöffigkeit die besten 
Standorte zu ermitteln. Die Festlegung von 
Vorrang- / oder Eignungsgebieten mit Aus-
schlusswirkung an anderer Stelle stellt dabei 
die stringenteste Form räumlicher Steuerung 
dar. Gleichzeitig stellt diese vorausschauen-
de Konfliktlösung z. B. im Artenschutz hohe 
Anforderungen an die Planung.

Ausgestaltung von Anlagen-
technik und -betrieb

Die Weiterentwicklung der Anlagentech-
nik sowie der Anlagenbetrieb bieten eben-
falls Möglichkeiten zur Minderung von 
Konflikten. So konnten in den letzten Jah-
ren auf der Grundlage einiger wesentlicher 
Forschungsvorhaben sog. Abschaltalgorith-
men entwickelt werden. Abhängig vom Vor-
kommen bestimmter Fledermausarten, der 
Windstärke und der Wetterlage kann durch 
eine gezielte Abschaltung der Anlagen das 
Kollisionsrisiko für Fledermäuse deutlich ge-
senkt werden. Hinsichtlich der Befeuerung 
von Anlagen oder auch zur Minderung des 
Kollisionsrisikos von Greifvögeln sind zu-
künftig weitere Anstrengungen notwendig. 

Anwendung der Naturschutz-
instrumente

Das Bundesnaturschutzgesetz sieht zur 
Konfliktbewältigung – teils in Umsetzung 
europäischer Richtlinien – verschiedene Prüf-
schritte vor. Einerseits ist der Gebietsschutz 
umzusetzen, andererseits der besondere Ar-
tenschutz. Zudem ist die naturschutzrecht-
liche Eingriffsregelung anzuwenden. Um 
diese Instrumente auf den verschiedenen 
Ebenen der Planung sowie der Anlagenge-
nehmigung umzusetzen, gilt es, Fragen der 

Bewertung, z. B. der Erheblichkeit von Beein-
trächtigungen zu klären oder unbestimmte 
Rechtsbegriffe, wie das oft zitierte »signifi-
kant erhöhte Tötungsrisiko« handhabbar zu 
machen. Gerade diese Bewertungsfragen 
stellen derzeit eine große Herausforderung 
dar, vor allem in Bezug auf den besonde-
ren Artenschutz. Auch hierzu gibt es in ver-
schiedenen Bundesländern, aber auch auf 
Bundesebene Leitfäden und Arbeitshil-
fen, um diese Fragestellungen zu bewälti-
gen. Dennoch müssen die Hilfestellungen 
im Vollzug der Naturschutzvorgaben auch 
zukünftig weiterentwickelt werden. Es gilt 
Fachkonventionen zu vereinbaren, die eine 
Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben si-
cherstellen. 

Angesichts der großen Dynamik des Aus-
baus der Windkraftnutzung an Land sind 
zunehmend nicht nur die Wirkungen einzel-
ner Vorhaben zu betrachten, sondern auch 
deren Zusammenwirken. Bislang wenig zu-
gängliche Monitoringdaten, die im Zuge 
der Genehmigung beauflagt werden, soll-
ten unbedingt nutzbar gemacht werden, um 
getroffene Prognosen zu überprüfen, die 
Kenntnisse über die Auswirkungen der An-
lagen zu verbessern und Fachkonventionen 
weiter zu entwickeln. 

Die Verfügbarkeit ausreichender Daten 
ist die Grundlage für die Wahl geeigneter 
Standorte sowie die technische Weiterent-
wicklung der Anlagen und die zielführende 
Anwendung der Naturschutzinstrumen-
te. Dennoch bleiben die Standortwahl und 
-planung sowie die Bewältigung der Natur-
schutzvorgaben Herausforderungen, die es 
zukünftig auf der Basis der Erfahrungen und 
Erkenntnisfortschritte zu bewältigen gilt. 

Kathrin Ammermann 
ist Leiterin des Fach-
gebietes »Erneuerbare 
Energien« sowie 
Geschäftsführerin des 
im Bundesamt für Na-
turschutz angesiedelten 
Kompetenzzentrums 
»Erneuerbare Energien 
und Naturschutz«.
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1	 Richtlinie 92 / 43 / EWG vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen, ABl. L 206 vom  
22. Juli 1992, S. 7. 

2	 BVerwG, Urteil vom 14. April 2010 – 9 A 5.08; OVG Lüneburg, Urteil vom 17. Oktober 2013 – 12 KN 277 / 11.

Einleitung

Nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 Bundes-Immissions-
schutzgesetz ( BImSchG ) dürfen Windener-
gieanlagen nur errichtet werden, wenn 
ihnen keine öffentlich-rechtlichen Vorschrif-
ten entgegenstehen. Damit sind auch die 
zahlreichen natur- und artenschutzrechtli-
chen Vorschriften zu beachten. Mit welchen 
Regelungen Konflikte bestehen können, 
hängt von den Gegebenheiten im Umfeld 
der jeweiligen Windenergieanlage ab. Re-
gelmäßig sind jedoch der FFH-Gebietsschutz 
und das artenschutzrechtliche Tötungsver-
bot betroffen. In diesem Tagungsbericht sol-
len daher der FFH-Gebietsschutz und das 
artenschutzrechtliche Tötungsverbot in ihrer 
Bedeutung für die Windenergienutzung auf-
gezeigt werden.

Der FFH-Gebietsschutz

Jedes Vorhaben, das in einem Schutzge-
biet nach der Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie 1 
( FFH-Richtlinie ) verwirklicht werden soll, ist 
auf die Verträglichkeit mit den Erhaltungs-
zielen des Gebiets zu überprüfen. Kann ein 
Projekt zu erheblichen Beeinträchtigungen 
des Gebiets in seinen für die Erhaltungszie-
le oder den Schutzzweck maßgeblichen Be-
standteilen führen, ist es unzulässig ( § 34 
Bundesnaturschutzgesetz ( BNatSchG ), Art. 6 
FFH-Richtlinie ).

Schutzumfang
Das Schutzregime eines FFH-Gebiets be-
schränkt sich auf seine administrativen Gren-
zen; grundsätzlich ist eine Ausdehnung 
des Schutzes auf gebietsexterne Flächen 
nicht möglich. Eine Ausnahme von diesem 
Grundsatz ist nur denkbar, wenn zwischen 
verschiedenen FFH-Gebieten Austauschbe-
ziehungen bestehen oder wenn es sich um 
ein »faktisches Schutzgebiet« handelt, wenn 
also das Gebiet nicht gemeldet ist, sich aber 
faktisch als ein Schutzgebiet darstellt. 2 

Überblick über die rechtlichen Rahmenbe-
dingungen des Natur- und Artenschutzes 
in Bezug auf die Windenergienutzung 
Dr. Marike Pietrowicz, Fachagentur Windenergie an Land

Bei der Planung in einem 
FFH-Gebiet ist die Verträg-
lichkeit des Vorhabens mit 
den Erhaltungszielen des 
Gebietes zu prüfen. 

FFH-Gebiet Luchwiesen Storkow in Brandenburg
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Abweichungsentscheidung
Beeinträchtigt ein Vorhaben die Erhaltungsziele eines Schutzgebiets, 
besteht die Möglichkeit, eine Abweichungsentscheidung nach § 34 
Abs. 3 und 4 BNatSchG zu treffen. Dies setzt zunächst zwingende 
Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses voraus, zu denen 
auch der Umweltschutz zählt. Weiter darf es keine zumutbaren Alter-
nativen geben, die eine Realisierung des verfolgten Zwecks an ande-
rer Stelle oder mit geringeren Beeinträchtigungen erlauben. 3 

Gebietsschutz auf Planungsebene
Der FFH-Gebietsschutz ist bereits auf Planungsebene zu beachten. 
Für die Raumordnungsplanung ergibt sich dies aus § 7 Abs. 6 Raum-
ordnungsgesetz ( ROG ). Es reicht nicht aus, problematische Gebiete 
zu benennen und die erforderliche FFH-Verträglichkeitsprüfung auf 
die nachfolgende Planung oder das Genehmigungsverfahren zu ver-
lagern. 4 

Auch bei der Bauleitplanung ist zu prüfen, ob die Erhaltungszie-
le oder der Schutzzweck der Gebiete erheblich beeinträchtigt wer-
den können ( § 1a Abs. 4 Baugesetzbuch ( BauGB ) ). Wenn erhebliche 
Beeinträchtigungen eines Gebiets in seinem für die Erhaltungszie-
le oder den Schutzzweck maßgeblichen Bestandteilen zu befürchten 
sind, ist ein Plan bzw. ein Projekt unzulässig. Eine »Überwindung« 
der Unzulässigkeit im Wege der Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB ist 
nicht möglich. Denkbar bleibt hingegen eine Planung in eine Abwei-
chungsentscheidung hinein.

Zudem stellt sich die Frage, ob FFH-Gebiete sogenannte harte Tabu
zonen darstellen, wozu einige Instanzgerichte tendieren. 5 Gegen eine 
grundsätzliche Einordnung von FFH-Gebieten als harte Tabuzone hat 
sich hingegen das OVG Koblenz ausgesprochen. Dies begründet es 
damit, dass Projekte auch dann, wenn sie ein FFH-Gebiet erheblich 
beeinträchtigen, im Rahmen einer Abweichungsentscheidung zuge-
lassen werden können. 6 Entscheidend dürfte deshalb sein, ob sich 
aus dem Ergebnis der Verträglichkeitsprüfung ergibt, dass die betref-
fenden Windenergieanlagen zu erheblichen Beeinträchtigungen des 
Gebiets in seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maß-
geblichen Bestandteilen führen können. 7 

Das artenschutzrechtliche  
Tötungsverbot

§ 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG verbietet es, wild 
lebende Tiere besonders geschützter Arten  
zu töten. Nach der Rechtsprechung des 
EuGH ist das Tötungsverbot bereits dann 
verwirklicht, wenn die Tötung unausweich-
liche Folge eines rechtmäßigen Verwal-
tungshandeln ist. 8 Dies hätte zur Folge, dass 
Infrastrukturvorhaben, die regelmäßig die 
Tötung einzelner wild lebender Tiere beson-
ders geschützter Arten nach sich ziehen, nur 
noch im Rahmen der Ausnahmevorschriften 
zulässig wären. Um dieses Ergebnis zu ver-
meiden, nimmt die Rechtsprechung eine  
teleologische Reduktion des § 44 Abs. 1 Nr. 1 
BNatSchG vor und bejaht den Tatbestand 
der Tötung erst dann, wenn sich das Tötungs-
risiko signifikant erhöht. 9

Eine signifikante Erhöhung des Tötungsrisi-
kos setzt nicht voraus, dass sich das Tötungs-
risiko auf die Gesamtpopulation auswirkt. 10 
Da § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG individuen-
bezogen ist, verbietet sich ein Abstellen auf 
die Population. 11 Dennoch muss die Zahl der 
potentiellen Opfer eine Größe überschreiten, 
die mit Rücksicht auf die Zahl der insgesamt 
vorhandenen Individuen als nennenswert 
bezeichnet werden kann. Eine signifikante  
Erhöhung des Tötungsrisikos wird auch an-
genommen, wenn die Windenergieanlage 
auf Hauptflugrouten oder in bevorzugten 
Jagdgebieten errichtet wird oder wenn vor-
gesehene Abstandsflächen unterschritten 
werden. 12 

3	 Siehe dazu auch Europäische Kommission, EU-Leitfaden zur Entwicklung der Windenergie gemäß den Naturschutzvorschriften der EU,  
Stand Dezember 2010, S. 99 ff., http://ec.europa.eu/environment/nature/natura2000/management/docs/Wind_farms_de.pdf.

4	O VG Lüneburg, Urteil vom 17. Oktober 2013 – 12 KN 277 / 11.
5	O VG Berlin, Urteil vom 24. Februar 2011 – OVG 2 A 2.09; OVG Münster, Urteil vom 1. Juli 2013 – 2 D 46 / 12.NE.
6	O VG Koblenz, Urteil vom 16. Mai 2013 – 1 C 11003 / 12.OVG.
7	 Vgl. dazu auch Fachagentur Windenergie an Land, Hintergrundpapier »Steuerung der Windenergie im Außenbereich durch Flächennutzungsplan im 

Sinne des § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB«, S. 10 f. 
http://www.fachagentur-windenergie.de/fileadmin/files/Veroeffentlichungen/FA-Wind_Hintergrund_Steuerung_Windenergie_Aussenbereich_02-2015.pdf

8	 EuGH, Urteil vom 30. Januar 2002 – Rs. C‑103 / 00; EuGH, Urteil vom 20. Oktober 2005 – Rs. C‑6 / 04.
9	 BVerwG, Urteil vom 7. Juli 2008 – 9 A 14.07; OVG Magdeburg, Urteil vom 16. Mai 2013 – 2 L 80 / 11.
10	 In diese Richtung VG Minden, Beschluss vom 10. März 2010 – 53 / 09.
11	 BVerwG, Urteil vom 7. Juli 2008 – 9 A 14.07; OVG Magdeburg, Urteil vom 16. Mai 2013 – 2 L 80 / 11.
12	 BVerwG, Urteil vom 21. November 2013 – 7 C 40.11.
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Einschätzungsprärogative der  
Genehmigungsbehörden
Die Genehmigungsbehörden haben eine 
Einschätzungsprärogative bei der Feststel-
lung, ob ein artenschutzrechtliches Verbot 
i.S.d. § 44 BNatSchG verwirklicht ist. Der na-
turschutzfachliche Beurteilungsspielraum 
kann sich sowohl auf die Erfassung des Be-
standes der geschützten Arten als auch auf 
die Bewertung der Risiken beziehen. Diese 
Prüfung ist der gerichtlichen Kontrolle entzo-
gen. Die Rechtsprechung begründet dies da-
mit, dass die ökologische Wissenschaft noch 
keine eindeutigen Methoden und Maßstäbe 
zur Beantwortung der Frage, wann das ar-
tenschutzrechtliche Tötungsverbot erfüllt ist, 
entwickelt hat.13 

Die Einschätzungsprärogative der Geneh-
migungsbehörden endet dort, wo sich eine 
bestimmte Methode oder ein bestimmter 
Maßstab für die Risikobewertung durchge-
setzt hat. Die Genehmigungsbehörden sind 
also verpflichtet, stets den aktuellen Stand 
der ökologischen Wissenschaft anzuwenden. 
Gerichtlich überprüfbar bleibt, ob sie dem 
nachkommen und ob die artenschutzrecht-
lichen Untersuchungen sowohl im Hinblick 
auf das methodische Vorgehen als auch in 
ihrer Ermittlungstiefe ausreichend sind.14

Ausnahmetatbestände
Erfüllt ein Vorhaben den Verbotstatbestand 
des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG, kann es den-
noch als Ausnahme unter den Voraussetzun-
gen des § 45 Abs. 7 BNatSchG zugelassen 
werden. Wie nach § 34 Abs. 3 BNatSchG ist 
eine Ausnahme insbesondere aus zwingen-
den Gründen des überwiegenden öffentli-
chen Interesses, die auch den Umweltschutz 
umfassen, denkbar. Weitere Voraussetzung 
für eine Ausnahme ist, dass zumutbare Al-
ternativen nicht gegeben sind.

Artenschutz auf Planungsebene
Auf der Ebene der Regionalplanung ist die 
Durchführung einer Artenschutzprüfung 
nicht zwingend. Bei der Bauleitplanung 
kann hingegen nicht auf die Durchführung 
der Artenschutzprüfung verzichtet werden: 
Hier darf keine bauliche Nutzung vorgese-
hen werden, deren Verwirklichung zwangs-
läufig an artenschutzrechtlichen Belangen 
scheitern würde. Ein solcher Plan wäre nicht 
i.S.d. § 1 Abs. 3 BauGB erforderlich und des-
halb unwirksam.15 

Ein Bauleitplan ist hingegen wirksam, wenn 
für die geplante bauliche Nutzung die Er-
teilung einer Ausnahme oder Befreiung von 
den artenschutzrechtlichen Bestimmun-
gen möglich ist. Dies ist etwa dann der Fall, 
wenn eine Ausnahme- oder Befreiungsla-
ge gegeben ist und einer Überwindung der 
Verbotsregelung auch sonst nichts entge-
gensteht.16 Damit bleibt es den Gemeinden 
unbenommen, Windenergieanlagen in eine 
Ausnahmelage hinein zu planen.

Fazit

Der FFH-Gebietsschutz und das artenschutz-
rechtliche Tötungsverbot spielen bei der Pla-
nung von Windenergieanlagen häufig eine 
bedeutende Rolle. Dabei ist zu beachten, 
dass sowohl der FFH-Gebietsschutz als auch 
der Artenschutz nicht erst bei der Erteilung 
der Genehmigung abzuprüfen sind. Eine 
FFH-Verträglichkeitsprüfung ist bereits auf 
Planungsebene zwingend. Zudem stellt sich 
hier die Frage, ob FFH-Gebiete als harte Ta-
buzonen eingeordnet werden können. Auch 
die Artenschutzprüfung darf bei der Aufstel-
lung von Bauleitplänen nicht übergangen 
werden, da bei entgegenstehenden arten-
schutzrechtlichen Bestimmungen die Un-
wirksamkeit des Plans droht.

13	 BVerwG, Beschluss vom 25. August 1997 – 4 NB 12.97.
14	 BVerwG, Beschluss vom 9. Februar 2004 – 4 BN 28.03.

15	 VG Hannover, Urteil vom 22. November 2012 – 12 A 2305 / 11;  
BVerwG, Urteil vom 27. Juni 2013 – 4 C 1.12.

16	 BVerwG, Urt. vom 21. November 2013 – 7 C 40.11.

Dr. Marike Pietrowicz 
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Seit Mitte 2014 gibt es in Deutschland 
24.193 Windkraftanlagen mit 35.388 MW 
Leistung. 24.000 Windkraftanlagen haben 
natürlich einen Einfluss auf Natur und Land-
schaft.

Der Deutsche Naturschutztag im Septem-
ber d. J. in Mainz hat sich deshalb in einer 
der Fachveranstaltungsreihen mit dem The-
ma Energie und Naturschutz auseinander-
gesetzt. Eingangs hat die Präsidentin des 
Bundesamtes für Naturschutz, Prof. Bea-
te Jessel, wirksame Leitplanken für den Aus-
bau regenerativer Energien gefordert und 
unter dem Gesichtspunkt »Naturverträglich-
keit« notwendige Verbesserungspotentiale 
festgestellt.

Der Belang Naturschutz oder besser die Bio-
diversitätssicherung wird in der Gesellschaft 
im Grundsatz sehr positiv gesehen. 86 % 
der Bürger unseres Landes sehen den Natur-
schutz als wichtige politische Aufgabe an. 
92 % der Bürger meinen, dass die Natur zu 
einem guten Leben dazugehört.

Kommt dieses Votum der Bürger in der poli-
tischen Wirklichkeit, im Raumordnungs- und 
Planfeststellungsverfahren an? Wirkt sich 
diese Sympathie der Bürger zu ihrer Natur 
auch im Biotop aus? 

Lassen Sie mich ein paar allge-
meine Gedanken voranstellen. 

Die größten Herausforderungen, vor de-
nen die Gesellschaften global wie natio-
nal stehen, sind die Klimaerwärmung und 
der Verlust der Biodiversität, wobei die Kli-
maerwärmung den menschen-verursachten 
Verlust an Arten und Lebensräumen nach 
soliden Modellrechnungen bis Mitte dieses 
Jahrhunderts noch einmal um 30 % erhö-
hen wird.

Bei der Klimaerwärmung sind die Auswir-
kungen offensichtlicher, bei der Biodiversität 
eher schwerer zu erkennen. Dabei ist alles 
Leben auf diesem Globus in die biologischen 
Systeme verwoben. Ohne die von der Biodi-
versität ausgehenden positiven Wirkungen 
für das Gemeinwohl, wäre schon heute un-
ser Leben fast nicht zu meistern. 

Die Ressource Biodiversität ist ganz materiell 
betrachtet unersetzbar, weil wir auf die kos-
tenlosen Ökosystemleistungen angewiesen 
sind. Die Studie »The Economics of Ecosys-
tems and Biodiversity 1” belegt diesen Nut-
zen,

– �den wir aus den Versorgungsleistungen 
unserer natürlichen Systeme ziehen wie 
Nahrung, Wasser, Medikamente und –  
siehe Windkraft – auch Energie.

Natur- und artenschutzfachliche  
Herausforderungen beim Ausbau  
der Windenergienutzung an Land 
Ludwig Sothmann, Deutscher Naturschutzring

1	 Studie: »Die Ökonomie von Ökosystemen und der Biodiversität« – TEEB-Studie The Economics of Ecosystems and Biodiversity. Bundesministerium  
für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit, Abschlussberichte für verschiedene Adressatengruppen 9 / 2010 und 10 / 2010.  
Siehe: http://www.bmub.bund.de/themen/natur-arten/naturschutz-biologische-vielfalt/teeb/
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– �Wir nutzen die regulierenden Dienstleis-
tungen der Natur wie die Reinigungskraft 
unserer Gewässer, wie Klimaregulation 
und den Stoffabbau.

– �Und letztlich profitieren wir alle von den 
Basisleistungen wie Bodenneubildung, 
Photosynthese und Stoffkreislauf.

Der Naturschutz betont immer wieder, dass 
neben diesen eher materiellen Aspekten, die 
kulturelle Bedeutung der Biodiversität für 
uns Menschen genauso wichtig ist. Denken 
Sie an die Ästhetik einer Landschaft und ihre 
positiven Wirkungen auf Körper und See-
le. Denken Sie an die Bedeutung ursprüngli-
cher Natur wie z. B. alter Baumindividuen für 
die Spiritualität genauso wie für Bildung und 
Kompetenzentwicklung. Und nicht zuletzt 
an naturnahe Landschaftsbilder als wesentli-
ches Element der Erholung.

Zentrales Anliegen des Naturschutzes ist die 
Sicherung der Vielfalt der Arten und Lebens-
räume durch konkrete Maßnahmen und le-
gislative Initiativen. Deshalb setzen wir uns 
– wie im Leitbild des DNR festgelegt – da-
für ein, die erforderlichen gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen für einen nachhalti-
gen, naturverträglichen Lebensstil zu schaf-
fen. Natur ist dabei, wie ausgeführt, zentrale 
physische Lebensgrundlage als auch ent-
scheidend für ein sinnerfülltes Leben.

Wir appellieren daher bei dem Prozess der 
Energiewende immer wieder an die Gesell-
schaft und vor allem an die Politik, dass wir 
beides tun müssen: Die Erderwärmung stop-
pen und gleichzeitig die Ressource Biodiver-
sität sichern. 

Das heißt auch, dass der Naturschutz ein-
deutig zur Energiewende steht. Unter den 
regenerativen Energien ist die Windkraft 
derzeit die effizienteste Alternative. Zu der 

stehen wir, wenn die Energiegewinnung aus 
Windkraft naturverträglich erfolgt. 

Problemfelder Vögel und  
Fledermäuse

Bei allen Vorteilen regenerativ gewonnenen 
Stromes hat jede Windenergieanlage öko-
system-bezogene Nebenwirkungen. Diese 
sind grundsätzlicher Natur. 

Wir haben die bekannten Problemfelder mit 
Vögeln und Fledermäusen, aber auch mit  
Insekten, die durch Kollision mit WEA zu 
Schaden und meist zu Tode kommen oder 
durch diese Anlagen vergrämt werden, so 
dass die Habitatnutzung beeinträchtigt und 
ggf. die Art in suboptimale Bereiche abge-
drängt wird oder aus dem Raum ganz ver-
schwindet. Wir kennen das Barotrauma. 

Ein intakter Landschafts- 
und Naturhaushalt benö-
tigt ausreichend große, 
miteinander vernetzte und 
ungestörte Freiräume, 
um ökologisch tragfähig 
zu sein.

Naturschutzgebiet auf Hiddensee
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Zudem spielt die Barrierewirkung von Wind-
parks eine wesentliche Rolle. Dass aus die-
sen Befunden heraus bei der Ausweisung 
von Windenergieanlagen die Belange des 
Naturschutzes prominent zu berücksichtigen 
sind, versteht sich von selbst und gilt im be-
sonderen Maße für die besonders geschütz-
ten Arten und Lebensräume.

In der ökologischen Betrachtung gliedert 
sich die Landschaft in sehr unterschiedliche 
Bereiche. Das bedeutet, dass die Auswirkun-
gen von Windkraftanlagen auf den Arten-
schutz in hohem Maße standortabhängig 
sind. Hier muss unsere Schadensminimie-
rungsstrategie ansetzen. Wenn wir im Sinne  
der Arterhaltung und der Sicherung der un-
terschiedlichen Lebensräume problematische 
Standorte ausschließen, wird es uns gelin-
gen, dass die Energiewende nicht zulasten 
der Ressource Biodiversität geht. Diese kon-

kurrierenden Raumansprüche zu lösen, ist 
eine zentrale Aufgabe der Energiewende. 
Naturschutzverwaltung und Naturschutzver-
bände müssen daran an wesentlicher Stelle  
mitwirken. 

War in den Anfangszeiten der Windkraft  
an Land praktisch ausschließlich das Offen-
land Planungsraum, ist seit geraumer Zeit –  
sicher in einzelnen Bundesländern unter-
schiedlich – der Wald in die Standortfindung 
einbezogen. Derzeit nehmen neue Wind-
energieanlagen über Wald überproportional 
zu. Das macht die Lösung der Standort
probleme nicht leichter, zumal die Bedeu-
tung des Waldes für Vögel und Fledermäuse 
oft unterschätzt wird. 

Fledermäuse
Wenn man bei den Fledermäusen gehölzrei-
che Habitate mit einbezieht, nutzen praktisch 
alle Fledermausarten den Wald, allerdings in 
sehr unterschiedlicher Intensität.

Als Sommerquartiere beispielsweise Abend-
segler- oder Rauhhautfledermaus, überwie-
gend als Jagdgebiet Mausohr, Große und 
Kleine Hufeisennase und andere. Es gibt Ar-
ten wie Bechstein-, Fransen- oder Mopsfle-
dermaus, die den Wald sowohl als Quartier 
wie als Nahrungsraum nutzen. Allgemein 
gilt: Je laubholzreicher ein Wald ist, je struk-
turreicher er aufgebaut und je mehr er mit 
Totholz angereichert ist, desto mehr Quar-
tiere stellt er für Fledermäuse zur Verfügung 
und umso besser ist er für deren Jagd geeig-
net ( Meschede &  Rudolf, 2004 2 ). 

Vögel
Von den rund 260 regelmäßig in Deutsch-
land brütenden Vogelarten sind etwa 100 
an Wald gebunden, d. h. im Jahreslebens-
raum nimmt der Wald einen wesentlichen 
Anteil ein. Die meisten von ihnen brüten 
auch dort. 

2	 Meschede, A. & B.-U. Rudolf (2004): Fledermäuse in Bayern 2004. Herausgeber: Bayerisches Landesamt für Umweltschutz. Ulmer-Verlag

 Großer Abendsegler
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Neben den betroffenen Artengruppen Vögel  
und Fledermäuse, müssen wir bei der Steu-
erung in der Windkraft auch dem Lebens-
raumschutz nach der FFH-Richtlinie gerecht 
werden. Im Offenland ist das z. B. bei Moo-
ren, Verlandungszonen, Feuchtwiesen, Dünen-
bereichen noch verhältnismäßig einsichtig. 
Beim Waldnaturschutz ist es komplizierter. 

Wir liegen in Deutschland im Zentrum des 
relativ engen Verbreitungsgebietes der 
Rotbuche. Buchenwaldgesellschaften unter
schiedlicher, von den abiotischen Standortfak-
toren abhängiger Ausprägung waren unsere 
dominierenden natürlichen Waldgesellschaf-
ten. Für diese mit den zahlreich von ihnen 
abhängigen Arten tragen wir eine besondere  
Verantwortung. Gerade viele Buchenwald-
pilze und -käfer sowie einige Vogelarten 
sind auf reife, alte, in die Zerfallsphase über-
gehende Waldstrukturen angewiesen. Wie 
schon in der Nationalen Strategie zur bio-
logischen Vielfalt als Ziel ausgegeben, müs-
sen wir diese Lebensräume in ausreichender 
Größe nutzungsfrei bereitstellen.

Der Rotmilan gehört zu den größten, auf
fälligsten, interessant gefärbten, relativ lang-
lebigen Greifvögeln in Deutschland. Der 
Rotmilan hat ein relativ kleines Verbreitungs-
gebiet mit Schwerpunkt Mitteleuropa. Mehr 
als 50 % des Weltbestandes leben bei uns. 
Für das globale Überleben dieser Art sind 
wir im hohen Maße verantwortlich. Der Rot-
milan ist ein Kurzstreckenzieher, der gegen-
wärtig in steigender Zahl, bedingt durch die 
Klimaerwärmung, zum Stand- oder Strich
vogel wird. 

Er brütet im Wald, jagt auf der freien Fläche; 
seine Schlaf- und Ruheplätze sind wieder  
im Wald; nach dem Ausfliegen der Jungen 
können sich dort Schlafgesellschaften bil-
den, die auch mal bis zu 100 Individuen 
stark sein können. Seine Flugbewegungen 

zwischen den verschiedenen Aufenthalts- 
und Nahrungsräumen und seine offensicht-
liche Unfähigkeit, Vermeidungsstrategien 
gegen Windkraftanlagen zu entwickeln, 
machen ihn zum wohl schwierigsten Prob-
lemfall im Konfliktbereich Artenschutz und 
Windenergie. 

Nach einer aktuellen Datenanalyse von Bel-
lebaum entspricht die zusätzliche Mortalität 
des Rotmilans in Brandenburg beim Aus
baustand der Windkraft von 2012 einem  
Anteil von mindestens 3,1 % des nachbrut-
zeitlichen Bestandes. Bei Inbetriebnahme 
weiterer, schon genehmigter Anlagen, wird 
sich die jährliche zusätzliche Mortalität wei-
ter steigern. Eine derartige Erhöhung des  
Tötungsrisikos hat mit sehr hoher Wahrschein-
lichkeit Auswirkungen auf der Populations-
ebene ( vgl. Langgemach & Dürr, 2013 3 ). 

Auch eine Modellierung Schweizer Rotmilan- 
Daten zeigt abnehmendes Populationswachs
tum bei zunehmender Zahl von WEA und 
den Übergang von einer Liefer- in eine Sink-
population ( vgl. Langgemach & Dürr, 2013 4 ).

Diese Befunde müssen im Sinne des § 44 
BNatschG wenigstens dazu führen, in Simu-
lationsmodellen Schwellenwerte zu rechnen, 
die klare Grenzen aufzeigen, wie viele WEA 
ökosystemar auf regionaler Ebene vertragen 
werden. Dies ist vor allem dann unerläss-
lich, wenn die Standorte von Windkraftan-
lagen nicht großräumig gesteuert werden, 
sondern sich wie bisher mehr nach den Zu-
fälligkeiten von Betreiber- oder Gemeinde-
wünschen quasi schrotschussartig über die 
windhöffigen Gebiete verteilen.

Wir müssen diese und andere schwierige 
Probleme angehen und zu lösen versuchen. 
Bei Windkraft im Wald fehlen uns noch vie-
le, auf solide Daten gestützte Erkenntnisse. 
Diese haben zwar zu artenspezifischen Emp-

3 | 4	Langgemach, T. & T. Dürr (2013): Informationen über Einflüsse der Windenergie auf Vögel. Landesamt für Umwelt und Verbraucherschutz Land 
Brandenburg, Staatliche Vogelschutzwarte. Aktualisiert 10/2013. Siehe: http://www.energiewende-naturvertraeglich.de/fileadmin/Dateien/Dokumente/
themen/Windenergie_Onshore/Erlasse/BB/Gefaehrd_BB_Voegel_2013.pdf 

http://www.energiewende-naturvertraeglich.de/fileadmin/Dateien/Dokumente/themen/Windenergie_Onshore/Erlasse/BB/Gefaehrd_BB_Voegel_2013.pdf
http://www.energiewende-naturvertraeglich.de/fileadmin/Dateien/Dokumente/themen/Windenergie_Onshore/Erlasse/BB/Gefaehrd_BB_Voegel_2013.pdf
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findlichkeiten der Avi- und Fledermausfauna 
gegenüber Windkraftanlagen zugenommen, 
sind aber immer noch nicht ausreichend 
( HMUELV, 2012 5 ).

Welche Konfliktminimierenden 
Instrumente liegen vor? 

Eine Reihe von Bundesländern haben Wind-
krafterlasse, Bekanntmachungen, Leitfäden 
zur Planung und Genehmigung von WEA 
mit dem Ziel veröffentlicht, dass der Arten- 
und Habitatschutz oder ganz allgemein die 
Naturschutzbelange qualifiziert berücksich-
tigt werden.

Ein wesentlicher Teil dieser Planungsleitlini-
en, im Rahmen des Vorsorgeprinzips im  
Bereich der Vögel, ist das sog. Helgoländer 
Papier der Vogelschutzwarten von 2007 6 . 
Dieses benennt artenspezifisch Mindestab-
stände des Brutplatzes von WEA und formu-
liert Prüfbereiche, die neben Brutplatz auch 
Rast- und Nahrungshabitate und Schlafplät-
ze einschließen. 

Die Arbeitsgemeinschaft der Vogelschutz-
warten hat, nach dem ein deutlicher Er-
kenntniszugewinn zu Windkraft und  
Artenvielfalt in den vergangenen Jahren  
generiert wurde, eine novellierte Fassung 
des Helgoländer Papieres vorgelegt, die  
u. a. Schlagopferdaten auswertet und die 
Standorte im Wald deutlich einbezieht. 

Die Fledermausforschung hat nicht nur 
durch neue technische Möglichkeiten wie 
beispielsweise die Nutzung des Doppler-
effektes für Grundlagenuntersuchungen 
erheblich zugelegt. Sie hat unter der Pro-
blematik Schlagopfer und Barotrauma 

Kenntnisse dazugewonnen, die für Stand
ortentscheidungen zu Windkraftanlagen 
und für mögliche Betriebszeiteneinschrän-
kungen wichtige Hinweise geben. Eurobats  7 
hat solche Untersuchungen mit einem Team 
von Wissenschaftlern europaweit gesteuert.

Brinkmann und Kollegen haben über das 
Kollisionsrisiko von Fledermäusen an Wind-
kraftrotoren seit Jahren gearbeitet. Man 
weiß heute deutlich mehr, als in den Zeiten  
der ersten Windkrafterlasse, aber es sind 
noch weitere Fragen offen. Ganz allgemein 
brauchen wir Standards und Methoden für 
eine realitätsnah durchgeführte Schlagopfer
erfassung. Man rechnet, dass die Zahl der 
verunfallten Fledermäuse etwa fünf mal so 
hoch sein kann wie die der Vögel. D. h. es 
wäre auch für diese Artengruppe wichtig, 
dass allgemeine fachliche Vorgaben entwi-
ckelt werden.

Bekannt ist, dass man bei Fledermäusen von 
einem räumlich gestuften Konfliktpotential  
ausgehen kann, wobei die Kollisions-Emp-
findlichkeit stark von dem Wanderverhalten 
der Tiere abhängt. Zwar fehlen zu den Be-
wegungsmustern einzelner Arten noch si-
chere Befunde. Es zeichnen sich allerdings 
jahres- wie tageszeitliche Intervalle bei den 
Windgeschwindigkeiten, den Temperatur-
segmenten wie der Luftfeuchtigkeit ab, die 
mit dem Kollisionsrisiko von Fledermäusen 
mit den Rotoren korrelieren. Darauf aufbau-
ende, enge Abschaltalgorithmen können bei 
relativ geringer wirtschaftlicher Auswirkung 
die Zahl der Kollisionsopfer deutlich minie-
ren. Diese Betriebseinschränkungen sind 
individuell dem Standort und der Art anzu-
passen. Gondelmonitoring ist dazu eine we-
sentliche Voraussetzung. 

5	 Hessisches Ministerium für Umwelt, Energie, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (2012): Leitfaden Berücksichtigung der Naturschutzbelange bei  
der Planung und Genehmigung von Windkraftanlagen (WKA) in Hessen. Siehe http://www.energieland.hessen.de/mm/WKA-Leitfaden.pdf 

6	 Länder-Arbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten (LAG-VSW) (2007): Abstandsregelungen für Windenergieanlagen zu bedeutsamen Vogellebens-
räumen sowie Brutplätzen ausgewählter Vogelarten; eine aktualisierte Fassung ist in Vorbereitung;  
siehe: http://www.vogelschutzwarten.de/windenergie.htm  

7	 Eurobats sieht zur Erhaltung der europäischen Fledermauspopulationen vor allem Regelungen zur Entnahme von Tieren, die Benennung von bedeutsa-
men Schutzgebieten sowie die Förderung von Forschung, Monitoring und Öffentlichkeitsarbeit vor.
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Neben dem Kollisionsrisiko spielt das Baro-
trauma bei der Letalität von Fledermäusen 
an Windkraftanlagen eine wesentliche Rolle. 
Für die Tiere ist die Verwirbelung mit Druck-
abfall hinter den Rotorblättern wegen deren 
Auswirkung auf Lunge, innere Organe und 
das Adersystem oft tödlich. Hier besteht er-
heblicher Forschungsbedarf, ob neben den 
Abschaltalgorithmen andere Vermeidungs-
strategien möglich sind.

Allgemein wird die Berücksichtigung der  
Naturschutzbelange bei der Planung und 
Genehmigung von Windkraftanlagen in 
den entsprechenden Windkrafterlassen und 
Leitfäden gesteuert. Diese sind nach einer 
Entscheidung des Bayerischen Verwaltungs-
gerichtshofes vom 18. Juni 2014 als sich er-
gebende, antizipierte, artenschutzfachliche 
Sachverständigengutachten zu werten, die 
im Verfahren nicht außer Acht gelassen wer-
den dürfen.

Was ist zu tun?

Die Vielfalt der Arten und Lebensräume, die 
Ästhetik einer Landschaft sind hohe Güter. 
Unzerschnittene Räume sind ein Wert an 
sich. Im Interesse des Erhalts dieser Gemein-
wohlgüter brauchen wir Tabuflächen, in  
denen keine WEA errichtet werden dürfen. 
Dazu zählen Nationalparke, Naturschutzge-
biete, Kernzonen von Biosphärenreservaten, 
Wälder mit Baumbeständen älter als 150 
Jahre, Naturwaldreservate, Hoch- und Nie-
dermoore und grundsätzlich auch Natura- 
2000-Gebiete, denn diese sind das Rückgrat 
unserer ökologischen Ausstattung und da-
mit die zentralen Landschaftselemente für 
die Biodiversitätssicherung. 

Wegen der großen Gemeinwohlwirkung 
und unserer geringen Problemkenntnisse 
sollten mit Ausnahme von Fichten- und  

Kiefernreinbeständen Wälder zur Standort
suche nur die zweite Wahl sein, zumal das 
Tötungsrisiko mehrerer Großvogelarten 
durch die Windkraft über dem Wald nach-
weislich erhöht ist ( Hötker et al., 2013 )  8 . 

Nachdem die energiepolitischen Ziele für die 
Windkraft in den einzelnen Bundesländern 
mit einer Landinanspruchnahme von max. 
2 % der Landesfläche auskommen, muss es 
möglich sein, wie von der Politik immer ge-
fordert, diese Ziele auch naturverträglich zu 
erreichen. Die Vogelschutzwarten weisen 
im Entwurf ihrer neuen Abstandsempfeh-
lung darauf hin, dass auch die Dichtezentren 
relevanter Großvögel von Windparks und 
Windkraftanlagen freigehalten werden sol-
len. Solche Dichtezentren sind artspezifisch 
zu ermitteln. Im Sinne der Arterhaltung ist 
es nicht nur in diesem Zusammenhang wün-
schenswert, Korridore zwischen benachbar-
ten Populationen freizuhalten. 

Bei der Standortfindung scheint ganz allge-
mein eine Abwicklungskaskade notwendig. 
Zuerst sind die regionalplanerisch ermittel-

8	 Hötker, H.; Krone, O.; Nehls, G. (2013): Greifvögel und Windkraftanlagen: Problemanalyse und Lösungsvorschläge. Schlussbericht für das Bundes
ministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit. Michael-Otto-Institut im NABU; BioConsult SH GmbH & Co KG; Leibniz-Institut für Zoo- 
und Wildtierforschung. Bergenhusen, Berlin, Husum. Siehe: https://bergenhusen.nabu.de/imperia/md/nabu/images/nabu/einrichtungen/bergenhusen/ 
projekte/bmugreif/endbericht_greifvogelprojekt.pdf 

Elbsandsteingebirge im 
Nationalpark Sächsische 
Schweiz

https://bergenhusen.nabu.de/imperia/md/nabu/images/nabu/einrichtungen/bergenhusen/projekte/bmugreif/endbericht_greifvogelprojekt.pdf
https://bergenhusen.nabu.de/imperia/md/nabu/images/nabu/einrichtungen/bergenhusen/projekte/bmugreif/endbericht_greifvogelprojekt.pdf
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ten u. a. mit den Naturschutzbelangen ab-
gestimmten Vorrang- und Eignungs- bzw. 
Vorbehaltsgebiete zu nutzen. Dieser Vorrat 
an voruntersuchten Eignungsflächen reicht 
beim jetzigen Tempo des Anlagenausbaus 
mindestens noch 5 – 7 Jahre. Diese Zeit sollte 
genutzt werden, um weitere offene Fragen 
der Störungsökologie und der Habitatnut-
zung, einschließlich der Bewegungsmus-
ter in einem Höhensegment von 300 m über 
Boden, bei den in Frage kommenden Arten 
zu untersuchen. 

Ein weiteres klärungsbedürftiges Feld sind 
die Standards für die verfahrenserforder-
lichen Kartierungen. Das Bundesamt für 
Naturschutz ist gegenwärtig dabei, eine 
bundesweit abgestimmte Fachempfehlung 
für avifaunistische Untersuchungen im  
Rahmen von Windkraftgenehmigungsver-
fahren erarbeiten zu lassen. Dabei sollen 
insbesondere die Methoden zur Erfassung 
von Brut- und Zugvögeln, zur Durchführung 
von Funktionsraumanalysen und die Bewer-
tung der Ergebnisse abgestimmt sowie ziel-
führende CEF / Kompensationsmaßnahmen 
untersucht werden.

Dazu gehört vermutlich auch das interessan-
te Feld, wie man die Aufenthaltswahrschein-
lichkeiten und damit die Bewegungsflüge 
windkraftsensibler Arten beeinflussen, ja so-
gar steuern kann. Bei der Konfliktmeidung 
steht ganz vorne die richtige Standortwahl, 
in die die Einhaltung der Abstandsempfeh-
lungen entsprechend des Helgoländer Pa-
piers eingepflegt sein müssen. 

Die räumliche Anordnung von Windparks, 
die Aggregation von Anlagen ist auf die 
Nutzungspotentiale der Lebensräume und 
ihre Auswirkungen auf den Vogelzug – ein-
schließlich von in Schwärmen ziehenden 
Kleinvögeln zu untersuchen und daraus 
Empfehlungen abzuleiten. 

Im direkten Umfeld von Windkraftanlagen 
darf es zu keiner Erhöhung der Nahrungs-
vorkommen für windkraftsensible Arten 
kommen. Es sollte vielmehr versucht wer-
den, in ausreichender Entfernung von den 
Anlagen, durch entsprechende landwirt-
schaftliche Tätigkeiten, z. B. Mahdregime 
oder durch Erhöhung der Strukturvielfalt,  
Erhöhung essentieller Habitatelemente,  
die Aufenthaltswahrscheinlichkeit windkraft-
sensibler Arten so zu beeinflussen, dass das 
individuelle Tötungsrisiko deutlich sinkt. 

Besonders effizient ist dabei die Regelung 
des Betriebes der Anlagen selber. Abschalt
algorithmen sind die sicherste Art, Kollisio-
nen zu vermeiden. 

Bei allen Vermeidungsmaßnahmen sind 
zwei Dinge zu bedenken. Wie stark dürfen 
und wollen wir die Natur manipulieren ( z. B. 
durch Luderplätze ) und da das Artenspekt-
rum ja nichts Statisches ist, wie sind solche 
Ausgleichsmaßnahmen über die gesamte 
Betriebsdauer zu dynamisieren und im Rah-
men der Schutzidee sinnvoll zu steuern.

Wir haben mit der Vielfalt der Arten und  
Lebensräume ein hohes Gut zu erhalten. 

Wir müssen die Klimaerwärmung stoppen.  
Das geht nur mit regenerativer Energie. Die 
Windkraft ist die wirksamste und ertrags-
reichste. Aber sie verändert das Landschafts-
bild und greift negativ in die Bestände 
verschiedenster Arten ein. Die richtige 
Standortwahl kann diese Aspekte, regional-
planerisch gesteuert, deutlich verringern. 

Hier müssen wir ansetzen. Eine artenschutz-
gerechte Standortwahl ist der Schlüssel zu 
einer nachhaltigen naturverträglichen Ener-
giewende. 

Ludwig Sothmann  
ist seit 1969 ehrenamt-
lich im Naturschutz tätig 
und ist 1. Ehrenvorsit-
zender des LBV. Er übt 
verschiedene Ämter aus, 
u. a. ist er Mitglied des 
Präsidiums des Deut-
schen Naturschutzrings. 
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Einleitung

Niedersachsen ist das Pionierland der Wind-
energienutzung in Deutschland. Hier dre-
hen sich seit den 90er Jahren die meisten 
Windräder, schon lange bevor auf Bundes-
ebene die Energiewende zum erklärten Ziel 
der Politik wurde. Mit der Energiewende 
stellt sich aber selbst für die Länder, die in 
der Nutzung der Windenergie an Land weit 
vorangeschritten sind, die Aufgabe, einen 
deutlichen weiteren Ausbau zu bewältigen. 

Konflikte um die Windenergienutzung  
begleiten ihre Entwicklung von Anfang an. 
Standen früher Beeinträchtigungen der 
Nachbarschaft im näheren und weiteren 
Umfeld der Windenergieanlagen im Fokus  
– Stichworte: Lärmschutz, Schattenwurf, 
Discoeffekt u. a. m. –, verlagerte sich der 
Schwerpunkt der Einwände in den letzten  
Jahren zunehmend auf natur- und insbeson-
dere artenschutzrechtliche Aspekte. Deren 
konkrete Abarbeitung in den Zulassungs-
verfahren für Windenergieanlagen anhand 
der einschlägigen planungs- sowie geneh-
migungsrechtlichen Beurteilungskriterien 
lässt leicht vergessen, dass der Ausbau der 
erneuerbaren Energien ein Programm des 
Umweltschutzes ist: Die aus der kohlenstoff-
basierten Energieversorgung resultierenden  
Umwelt- und Gesundheitsschäden sind in 
diesen Verfahren keine oder nur sehr mittel-
bar relevante Beurteilungskriterien. Und auch 

der Klimawandel, dem ohne Umstellung auf 
die erneuerbaren Energien nicht begegnet 
werden kann, gerät aus dem Blickfeld. 

Stellt man sich beiden Seiten dieses Konflikt-
feldes, wird eine im Grunde dilemmatische 
Konstellation sichtbar, wie sie in einer Einga-
be an den niedersächsischen Umweltminis-
ter auf den Punkt gebracht wurde:

»Wir müssen dringend mehr tun für den 
Klimaschutz, sonst brauchen wir uns über 
einige Arten und deren Vorkommen in Nie-
dersachsen in einigen Jahren / Jahrzehnten 
keine Gedanken mehr zu machen. Wir müs-
sen uns beim Klimaschutz und der Energie
wende aber dringend Gedanken zu den 
Arten machen, denn sonst haben wir viel-
leicht die Klimaschutzziele erreicht, die Arten 
aber mit der Energiewende beseitigt.« 

Ausbauziele der niedersächsi-
schen Landesregierung

Niedersachsen hat aufgrund seiner Lage und 
Topographie hervorragende Potenziale für 
die Windenergienutzung an Land. Mit Stand 
30.06.2014 stehen hier 5.530 Windenergie-
anlagen mit einer installierten Leistung von 
7.800 MW. Sie verteilen sich über das ge-
samte Land, allerdings mit einem deutlichen 
Schwerpunkt im Nordwesten. Angesichts 
der Dichte des bereits erreichten Ausbaus 

Niedersachsen: Aktuelle und zukünftige 
Herausforderungen im Themenkomplex 
Windenergie und Natur- und Artenschutz 
Dr. Christoph Schmidt-Eriksen, Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, Energie und Klimaschutz
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mag sich mancher fragen, ob ein weiterer 
Ausbau auf mindestens 20 GW installierter 
Leistung bis 2050 realistisch sein kann. Die-
ses Ziel ergibt sich, wenn aus verschiede-
nen Energiewende-Szenarien zum Umbau 
der Stromversorgung und Umstellung auf 
100 % Erneuerbare der proportionale Anteil 
eines Bundeslandes mit rd. 10 % der Bevöl-
kerung und rund 14 % der Fläche der Bun-
desrepublik heruntergebrochen wird.   

Stellen wir die prognostizierte Leistungsfä-
higkeit künftiger Anlagengenerationen in 
Rechnung, die ab 2030 aufgestellt werden, 
werden voraussichtlich rd. 4.000 bis 4.500 
Windenergieanlagen ausreichen, um das 
20-GW-Ziel zu erreichen. Entgegen der ver-
breiteten Befürchtung, es werde ein massi-
ver Zubau an zusätzlichen Anlagen kommen 
und damit verbunden stehe eine weitere zu-
sätzliche »Verspargelung« der Landschaft 
bevor, ist langfristig mit einer deutlichen Re-
duzierung der Anlagenzahl zu rechnen. Man 
schaue nur auf das heutige Repowering, bei 
dem im Schnitt 2 – 3 Altanlagen durch eine 
neue ersetzt werden und gleichwohl danach 
eine höhere installierte Leistung erreicht 
wird als zuvor.

Die einzelnen Anlagen der künftigen Anla
gengenerationen werden allerdings größer 

als die heutigen sein und im Binnenland um 
die 200 m Gesamthöhe erreichen. Ihre Flä-
cheninanspruchnahme ist abhängig vom 
Anlagendesign ( Rotorkreisfläche und Ge
neratorleistung ) und Flächenzuschnitten 
( Aufstellung und Abstände innerhalb eines  
Windparks ). Wenn wir einen landesweiten  
Flächenbedarf von mindestens 1,4 % der 
Landesfläche für die Windenergie sehen, 
wird dabei von einem Verhältnis von Flä-
chenbedarf zu Leistung von 0,3 MW / ha  
ausgegangen. Gemessen daran, dass die  
vorhandenen Windenergieanlagen in Nieder-
sachsen bereits rd. 1,1 % der Landesfläche 
belegen, hält sich der Zusatzbedarf des Aus-
baus im Rahmen der Energiewende im über-
schaubaren und zu bewältigenden Bereich.

Flächensicherung  
für die Windenergie

Rechtliche Instrumente der Flächensicherung 
für die Windenergienutzung an Land stellen 
das Raumordungs- und Bauplanungsrecht 
zur Verfügung. Flächen für die Windenergie  
können mit Regionalen Raumordnungspro-
grammen und Flächennutzungsplänen aus-
gewiesen werden. Darüber hinaus steht 
den Gemeinden ggfs. noch der Bebauungs-
plan zur Verfügung. Solange auf diesen 
Planungsebenen die mögliche Ausschluss-
wirkung nach § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB 
nicht  genutzt wird, gilt darüber hinaus 
die Außenbereichsprivilegierung nach § 35 
Abs. 1 Nr. 5 BauGB: Sofern der Antragsteller 
der immissionsschutzrechtlichen Genehmi-
gungsbehörde die Einhaltung der gesetz-
lichen Genehmigungsvoraussetzungen 
nachweisen kann, hat er einen Rechtsan-
spruch auf die Genehmigung. Man schätzt, 
dass ca. ein Drittel bis die Hälfte der beste-
henden Anlagen in Niedersachsen auf dieser 
Basis genehmigt wurde.

Repowering im Windpark Freiensteinau in Hessen

Im Zuges des Repowe-
ring werden im Schnitt 
jeweils zwei bis drei 
Altanlagen durch eine 
neue, leistungsfähigere 
Anlage ersetzt.
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Flächenpotential 

Das Flächenpotential für die Windenergie
nutzung an Land in Niedersachsen liegt  
bei ca. 19 %. Nur hier können überhaupt 
Windenergieanlagen errichtet werden. Auf 
den restlichen 81 % der Fläche des Landes 
stehen rechtliche oder tatsächliche Grün-
de dem entgegen – d. h. vorrangige andere 
Nutzungen oder zwingend einzuhaltende  
Abstände zum Schutz dieser Nutzungen. 
Dabei handelt es sich beispielsweise um In-
frastrukturen wie Straßen, Schienenwege, 
Wasserstraßen, Flugplätze und Hoch- /  
Höchstspannungsleitungen, um für den  
Naturschutz gesicherte Flächen wie Natur-
schutzgebiete, Nationalparke, FFH- und  
Vogelschutzgebiete ( wenn deren Schutzziel 
durch Windenergie beeinträchtigt würde ), 
aber auch Wald, der in Niedersachsen auf-
grund einer Festlegung im geltenden Lan-
desraumordnungsprogramm grundsätzlich 
von der Windenergienutzung freigehalten 
bleiben soll. 

Wichtigster harter Tabubereich ist über 
die bereits genannten Beispiele hinaus die 
Wohnnutzung, zu deren Gunsten bei der 
Potentialflächenberechnung ein Abstand 
von 400 m ( 2-fache Anlagenhöhe ) zugrun-
de gelegt wurde. Dieser ergibt sich aus dem 
Immissionsschutz- und baurechtlichen Nach-
barrecht. Da moderne Anlagen bei Ab-
ständen von 400 m zur nächstgelegenen 
Wohnnutzung in der Regel keine Probleme  
mit der Einhaltung der Schutzwerte nach 
der TA Lärm bekommen, hat hier die von 
der Rechtsprechung entwickelte sog. optisch 
bedrängende Wirkung von Windenergiean-
lagen eine entscheidende Bedeutung. Diese 
gilt bei Abständen ab doppelter Anlagen
höhe und kleiner ( ≤ 2 H ) als unzumutbar, 
bei Abständen ab dreifacher Anlagenhöhe 
und größer ( ≥ 3H ) ist sie in der Regel hinzu-
nehmen. 

Angesichts der Größe moderner Wind-
energieanlagen hat die Potentialflächenbe-
rechnung den 400m-Wert ( ≥ 2H ) genutzt. 
Hierbei hat sich gezeigt, dass ca. ein Vier-
tel der bestehenden Windenergiestandorte 
in Niedersachsen nicht für ein Repowering 
durch moderne Windenergieanlagen zur 
Verfügung stehen, da der 400m Wohnpuf-
fer nicht einzuhalten ist. Im Nordwesten des 
Landes betrifft dies bis zu 40 % der Stand-
orte.

Konfligierende  
Flächenansprüche

Das Planungsrecht kennt neben den sog. 
harten Tabuzonen ( Flächen, auf denen die 
Windenergienutzung aus zwingenden recht-
lichen oder tatsächlichen Gründen ausge-
schlossen ist, s. o. ) weiche Tabuzonen, auf 
denen mögliche Nutzungen konkurrieren.  
Hier handelt es sich in der Regel um Schutz-
abstände o. ä., die Nutzungskonflikte min-
dern oder planerisch wünschenswerte 
Effekte im Hinblick auf andere Nutzungen 
erbringen sollen. Hervorstechendste Bei-
spiele hierfür sind über die reine Flächensi-
cherung hinausgehende wünschenswerte 
Abstände etwa zu Naturschutz-, FFH- und 
Vogelschutzgebieten, Nationalparken oder 
Biosphärenreservaten. Allein deren In-Rech-
nung-Stellung würde die Potentialfläche für 
die Windenergie in Niedersachsen auf nur 
noch rd. 5 % der Landesfläche reduzieren. 
Schlösse man sämtliche weiche Tabuzonen 
für die Windenergienutzung aus, verblieben 
lediglich noch 0,6 % der Landesfläche üb-
rig, auf der die Windenergie »konfliktfrei« 
zu nutzen wäre.
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Das gilt aber nur auf den ersten Blick. Denn 
für diese »konfliktfreien« Standorte gelten 
noch neben dem Vorbehalt der Windhöffig-
keit, die des Vorrangs militärischer Belange 
( keine Truppenübungsplätze ), der Flugsi-
cherheit ( Flugplatzabstände nach §§ 12ff 
LuftVG, Flugsicherungseinrichtungen nach 
§ 18a LuftVG ), und insbesondere des Arten-
schutzes ( § 44 BNatSchG ). Im gesamten 
Nordwesten Niedersachsen, der für die 
Windenergie attraktivsten Region ( Land
kreise Leer, Aurich, Wittmund, Friesland und 
Wilhelmshaven ), wäre die Windenergie-
nutzung nach Auslauf des Bestandschutzes 
für die bestehenden Anlagen praktisch ver-
drängt. 

Schlussfolgerungen  
für die Planung

Die Möglichkeiten der planerischen Gestal-
tung der Windenergienutzung liegen in  
Niedersachsen auf kommunaler Ebene. Hier 
sind die Landkreise ( nebst der Region Han-
nover und dem Kommunalen Zweckverband 
Großraum Braunschweig ) die Träger der re-
gionalen Raumordnung und nehmen diese 
Aufgabe nach dem Landes-Raumordnungs-
gesetz im eigenen Wirkungskreis wahr. Die 
Bauleitplanung ist demgegenüber – eben-
falls als Aufgabe des eigenen Wirkungs-
kreises – Sache der Städte und Gemeinden. 
Zentrale verbindliche Vorgaben zur Steu-
erung der Entwicklung insbesondere im 
Hinblick auf einen weiteren Ausbau der 
Windenergienutzung können deshalb den 

Windpark in  
Niedersachsen
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Kommunen vom Land nur im Rahmen einer 
Fortschreibung des Landesraumordnungs-
programms gemacht werden.

Der Entwurf des niedersächsischen Wind-
energieerlasses sieht gleichwohl vor, Orien-
tierungswerte für die einzelnen regionalen 
Planungsträger zu benennen. Dies geschieht, 
indem die jeweilige raumspezifische Poten-
tialfläche berechnet wird durch den Abzug 
der dortigen harten Tabuzonen, der FFH-Ge-
biete, der Waldflächen sowie der Gewerbe- 
und Industriegebiete von der Gesamtfläche 
des Planungsraums. Wenn rd. 7 % der so  
ermittelten Potentialfläche planerisch für die 
Windenergienutzung ausgewiesen werden, 
summiert sich das auf das landesweite Flä-
chenziel von 1,4 % der Landesfläche.

Dieser Rechenansatz verfolgt die proportio-
nale Zuordnung der Anteile am erstrebten  
Ausbau der Windenergienutzung zu den 
Planungsräumen entsprechend den dort  
vorfindlichen Gegebenheiten. Die errech-
neten Flächenangaben für die Landkreise 
streuen zwischen 0,5 % und 2,5 % ihrer  
jeweiligen Gesamtfläche ( bei den kreisfreien 
Städten kommen noch deutlich niedrigere 
Zahlen heraus ). Sie sind, das stellt der Erlass 
klar, nicht verbindlich.

Erscheinen die Prozentzahlen auf den ersten  
Blick nicht übermäßig hoch, ist doch zu  
berücksichtigen, dass das Flächenpotential 
allein durch die harten Tabuzonen und  
wenige andere Abzugsflächen ( Wald, FFH-
Gebiete ) bestimmt ist, während die weichen 
Tabuzonen unberücksichtigt bleiben. Gera-
de weil über deren Berücksichtigung allein 
die planerische Abwägung anhand der kon-
kreten Umstände und Gegebenheiten des 
Planungsraumes entscheiden kann, werden 
zusätzliche landesweite Maßgaben dazu ver-
mieden. 

Wünsche und Erwartungen eines optimalen  
Naturschutzes scheinen so auf den ersten 
Blick massiv enttäuscht zu werden. Dazu 
sollte man sich allerdings zwei Dinge be-
wusst machen: Vorsorgeansprüche wie  
zusätzliche Abstände zu unter besonderen 
Schutz gestellten Gebieten oder zu Wald 
und Gewässern würden die landesweite  
Potentialfläche fast auf ein Viertel ihres Um-
fangs reduzieren. Das ginge in erheblichem 
Maß zulasten von Vorsorgeabständen für 
benachbarte Wohnnutzungen. Eine Diskus-
sion, ob seltene Vögel und Fledermäuse grö-
ßeren Schutz beanspruchen dürfen als die in 
der Nachbarschaft von Windenergieanlagen 
wohnende Bevölkerung, käme weder dem 
Naturschutz noch der Windenergie zugute.  

Wie die gegebenen flächenmäßigen Nut-
zungskonkurrenzen ausgeglichen werden, 
sollte daher nicht durch zentrale Vorgaben 
des Landes, sondern möglichst durch kon-
krete planerische Konfliktbewältigung vor 
Ort gelöst werden. Die Landkreise und  
Kommunen tragen beim erstrebten Ausbau 
der Windenergienutzung eine große Verant-
wortung. Es ist zu hoffen, dass sie diese  
mit den ihnen zur Verfügung stehenden 
raumordnerischen und planerischen Mitteln 
wahrnehmen. Denn nur in geordneten  
Strukturen wird die weitere Entwicklung  
des Ausbaus der Windenergie an Land  
sozial-, umwelt- und naturverträglich ge-
schehen können. Das liegt im Interesse der 
Energiewende, die wir ohne die Windener-
gie an Land nicht bewältigen werden. Und 
diese liegt auch im Interesse des Natur- und 
Artenschutzes! 

Dr. Christoph  
Schmidt-Eriksen  
ist Leiter des Referates 
für Erneuerbare Energien, 
Energieeffizienz und 
Speicher im Niedersäch-
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Umwelt, Energie und 
Klimaschutz.
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Der Klimaschutz und der Erhalt der biolo-
gischen Vielfalt stellen uns heute vor große 
Herausforderungen. In Nordrhein-Westfalen  
ist es beschlossenes Ziel der Landesregie-
rung, die Energiewende voranzutreiben und 
dazu u.a. die Windenergie auszubauen.  
Die Ausbauprojekte können im Konflikt zu 
Naturschutzbelangen stehen, wenn z. B.  
Lebensräume zerstört, empfindliche Arten 
durch den Betrieb von Windenergieanlagen 
gestört oder Vögel und Fledermäuse durch 
Kollision mit den Rotorblättern getötet wer-
den. Um diese Konflikte zukünftig möglichst 
zu vermeiden, werden im Windenergie-Erlass 
NRW, der grundsätzlich den Ausbau der  

Windenergie fördern soll, die Belange des  
Natur- und Artenschutzes ausdrücklich  
berücksichtigt. So schließt der Windenergie-
Erlass z. B. den Neubau von Windenergie-
anlagen ( WEA ) in Naturschutzgebieten aus 
und ermöglicht in FFH- und Vogelschutzge-
bieten nur das Repowering ( Erneuern von 
Altanlagen ). 

In der Planungs- und Genehmigungspraxis  
von WEA gibt es allerdings immer noch 
zahlreiche ungeklärte Fragen bezüglich der 
rechtssicheren Umsetzung der notwendigen 
Artenschutzprüfung ( ASP ) und der gege-
benenfalls erforderlichen FFH-Verträglich-
keitsprüfung ( FFH-VP ), insbesondere beim 
Repowering. 

Leitfaden für NRW

Vor diesem Hintergrund haben das LANUV 
und das NRW-Umweltministerium den Leit-
faden »Umsetzung des Arten- und Habitat-
schutzes bei der Planung und Genehmigung 
von Windenergieanlagen in NRW« erarbei-
tet, der im November 2013 per Runderlass 
veröffentlicht worden ist. Voraus gingen ein 
breiter Erörterungsprozess mit den Verbän-
den der Windkraft und des Naturschutzes 
sowie eine Ressortabstimmung. 

Vorstellung und Erfahrungen mit dem Leitfaden

Umsetzung des Arten- und Habitatschutzes 
bei der Planung und Genehmigung von Wind-
energieanlagen in Nordrhein-Westfalen 
Dr. Matthias Kaiser, Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen

Die Empfindlichkeit des 
Großen Brachvogels ge-
genüber WEA wird von 
Fachleuten unterschied-
lich bewertet. 
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Ziele und Inhalte des Leitfadens

Der Leitfaden konzentriert sich im Schwerpunkt auf die 
Anforderungen des Arten- und Habitatschutzes an die 
Planung und Genehmigung von WEA in Nordrhein-West-
falen. Dabei liegt der Fokus auf den spezifischen, be-
triebsbedingten Auswirkungen. Der Leitfaden bietet den 
an Windenergie-Planungen Beteiligten einen gemein-
samen Rahmen für die Durchführung von ASP, FFH-VP, 
Bestandserfassungen, die Erarbeitung von Maßnahmen-
konzepten und das Monitoring. Die Zielgruppe des Leit-
fadens sind somit Behörden ( Landschafts-, Planungs- und 
Genehmigungsbehörden ), Gemeinden sowie das inter-
essierte Fachpublikum ( Naturschutzverbände, Planungs-
büros, Projektierer u.a. ). Bezüglich der baubedingten 
Auswirkungen sowie der sonstigen naturschutzfachli-

chen Wirkungen von WEA ( z. B. Eingriff ins Landschafts-
bild ) wird auf die sonst üblichen Prüfmethoden und 
-verfahren verwiesen. Zielsetzung des Leitfadens sind die 
Standardisierung der Verwaltungspraxis sowie die rechts-
sichere Planung und Genehmigung von WEA in Nord-
rhein-Westfalen.

Vögel und Fledermäuse besonders  
gefährdet

Vor allem Vögel und Fledermäuse sind durch den Betrieb 
von WEA gefährdet. Bestimmte Arten gelten dabei als 
überdurchschnittlich gefährdet; diese werden als Wind-
energieempfindliche ( kurz WEA-empfindliche ) Arten 
bezeichnet. Dabei sind drei betriebsbedingte Auswirkun-

Ablauf und Inhalte einer Artenschutzprüfung ( ASP ) 
 
Eine ASP lässt sich in drei Stufen unterteilen: 

Stufe I: Vorprüfung ( Artenspektrum, Wirkfaktoren )
In dieser Stufe wird durch eine überschlägige Prognose  
geklärt, ob im Planungsgebiet und ggf. bei welchen  
FFH-Arten des Anhangs IV FFH-RL und bei welchen euro-
päischen Vogelarten artenschutzrechtliche Konflikte  
auftreten können. Um dies beurteilen zu können, sind 
alle verfügbaren Informationen zum betroffenen Arten-
spektrum einzuholen ( z. B. Fachinformationssystem  
»Geschützte Arten in Nordrhein-Westfalen«, @LINFOS ). 
Vor dem Hintergrund des Vorhabentyps und der Örtlich-
keit sind alle relevanten Wirkfaktoren des Vorhabens  
einzubeziehen. Immer wenn die Möglichkeit besteht, 
dass eines der artenschutzrechtlichen Zugriffsverbote  
des § 44 Abs. 1 BNatSchG ( s. u. ) erfüllt wird, ist für die 
betreffenden Arten eine vertiefende Art-für-Art-Betrach-
tung in Stufe II erforderlich.

Zugriffsverbote:

1. �Verletzen oder Töten von Individuen, sofern sich das 
Kollisionsrisiko gegenüber dem allgemeinen Lebens
risiko signifikant erhöht

2. Störung der lokalen Population

3. �Beeinträchtigung von Fortpflanzungs- und Ruhestät-
ten inklusive essentieller Nahrungs- und Jagdbereiche 
sowie Flugrouten und Wanderkorridore.

Stufe II: Vertiefende Prüfung der Verbotstatbestände
Hier werden die Zugriffsverbote artspezifisch im Sinne ei-
ner Art-für-Art-Betrachtung geprüft sowie ggf. erforder-
liche Vermeidungsmaßnahmen inklusive vorgezogener 
Ausgleichsmaßnahmen und ggf. ein Risikomanagement 
konzipiert. Anschließend wird geprüft, bei welchen Arten 
trotz dieser Maßnahmen gegen die artenschutzrechtli-
chen Verbote verstoßen wird. Hierzu ist ggf. ein speziel-
les Artenschutz-Gutachten einzuholen.

Stufe III: Ausnahmeverfahren
In dieser Stufe wird geprüft, ob die drei Ausnahmevor
aussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG ( zwingende 
Gründe, Alternativlosigkeit, keine Verschlechterung des 
Erhaltungszustandes ) vorliegen und insofern eine Aus-
nahme von den Verboten zugelassen werden kann.
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Windenergieempfindliche  
Arten

Für Nordrhein-Westfalen sind die WEA-emp-
findlichen Arten im hier vorgestellten Leit-
faden zusammengestellt worden. Die Liste 
umfasst insgesamt 27 Brutvogelarten, zehn 
Arten aus der Gruppe der Rast- und Zug
vögel und acht Fledermausarten. Kriterien 
für eine Aufnahme der Arten in den Leitfa-
den stammen zum einen aus einschlägiger  
Fachliteratur, zum anderen aus der Liste der 
WEA-empfindlichen Arten im Papier der 
Länderarbeitsgemeinschaft der Vogelschutz-
warten 1. Des Weiteren wurde die Liste der  
in Deutschland aufgefundenen Kollisions
opfer von Vögeln und Fledermäusen 2 nach 
einheitlichen Kriterien ausgewertet. Bei  
allen anderen, nicht WEA-empfindlichen  
Arten, die im Leitfaden nicht näher genannt 
werden ( z. B. Mäusebussard, Turmfalke, 
Schleiereule ), ist im Sinne einer Regelfallver-

Beim Rotmilan werden 
die Konflikte zwischen 
Windenergienutzung 
und Naturschutz beson-
ders deutlich.

gen von WEA für verschiedene Vogel- und 
Fledermausarten zu unterscheiden, die im 
Zusammenhang mit den artenschutzrecht-
lichen Zugriffsverboten des § 44 Abs. 1 
BNatSchG relevant sind:

– �Verbot Nr. 1: letale Kollisionen ( einschließ-
lich der Tötung durch Barotrauma = Ge-
sundheitsstörung durch Änderungen des 
Umgebungsdrucks an den vorbeistreichen-
den Rotorblättern ), sofern sich hierdurch 
ein signifikant erhöhtes Tötungsrisiko für 
die Individuen ergibt.

– �Verbot Nr. 2: erhebliche Störwirkungen,  
sofern sich der Erhaltungszustand der  
lokalen Population verschlechtern kann.

– �Verbot Nr. 3: Meideverhalten bei Flügen 
und Nahrungssuche, sofern hierdurch die 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten beein-
trächtigt werden können.
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WEA-empfindliche Arten in NRW:  

Brutvögel:
Baumfalke 
Bekassine 
Fluss- und Trauersee-
schwalbe 
Grauammer 
Großer Brachvogel 
Haselhuhn 
Kiebitz 
Kormoran 
Kornweihe 
Kranich 
Rohrweihe 
Rotmilan 
Rotschenkel 
Schwarzmilan 
Schwarzstorch 
Sumpfohreule 
Uferschnepfe 
Uhu 
Wachtel 
Wachtelkönig 
Wanderfalke 
 

Weißstorch 
Wiesenweihe 
Ziegenmelker 
Zwerg- und Rohrdommel

Rast- und Zugvögel
Kranich 
Sing- und Zwergschwan 
Kiebitz 
Goldregenpfeifer 
Mornellregenpfeifer 
Nordische Wildgänse

Fledermäuse
Großer Abendsegler 
Kleiner Abendsegler 
Rauhhautfledermaus 
Mückenfledermaus 
Nordfledermaus 
Breitflügelfledermaus 
Zweifarbfledermaus 
Zwergfledermaus

mutung davon auszugehen, dass die arten-
schutzrechtlichen Zugriffsverbote in Folge 
der betriebsbedingten Auswirkungen von 
WEA grundsätzlich nicht ausgelöst werden.

Bestandsaufnahme 

Die Prüfung der Artenschutzbelange und 
der FFH-Verträglichkeit setzt eine ausrei-
chende Ermittlung und Bestandsaufnahme 
voraus. Erforderlich sind

– �in Artenschutzprüfungen: Daten, denen 
sich in Bezug auf das Vorhabengebiet die 
Häufigkeit und Verteilung der betroffenen 
Arten sowie deren Lebensstätten entneh-
men lassen.

– �in FFH-Verträglichkeitsprüfungen: geeig-
nete naturschutzfachliche Bewertungsme-
thoden und -maßstäbe, die den besten 
einschlägigen wissenschaftlichen Erkennt-
nissen entsprechen. Erfasst werden müs-
sen jedoch nur die für die Erhaltungsziele 
maßgeblichen Gebietsbestandteile.

Je bedeutender ein Artvorkommen und je 
gravierender die zu erwartenden Beeinträch
tigungen, umso größer kann der Untersu-
chungsaufwand ausfallen. Nur in Kenntnis 
aller Fakten kann beurteilt werden, ob die  
Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 BNatSchG 
erfüllt sind oder ob eine erhebliche Beein-
trächtigung des jeweiligen Natura 2000- 
Gebietes vorliegt.

Das verpflichtet den Antragsteller jedoch 
nicht, ein lückenloses Arteninventar zu er-
stellen. Methodik und Untersuchungstiefe 
unterliegen dem Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit und hängen maßgeblich von den 
naturräumlichen Gegebenheiten und den  
zu erwartenden Beeinträchtigungen ab. 
Hierzu ist es zunächst erforderlich, bereits 
vorhandene Erkenntnisse sowie Fachliteratur  

auszuwerten. Die in Nordrhein-Westfalen  
verfügbaren und geeigneten Datenquellen  
werden im Leitfaden vorgestellt. Für den 
Energieatlas NRW hat das LANUV eine Ab-
grenzung von Schwerpunktvorkommen aus-
gewählter WEA-empfindlicher Vogelarten 
erarbeitet. Auch das Fundortkataster beim 
LANUV ist in diesem Zusammenhang zur Be-
antwortung konkreter Fragen heranzuziehen. 

Geeignet sind auch ernst zu nehmende  
Hinweise, die sich aus kommunalen Daten-
banken und Katastern sowie aus Abfragen 
bei den Fachbehörden, den Biologischen 
Stationen, dem ehrenamtlichen Naturschutz 
oder sonstigen Experten in der betroffenen 
Region ergeben. 

Auf diesen Erkenntnissen fußt die Entschei-
dung, ob weitergehende Erhebungen erfor-
derlich sind. Für diese Entscheidungsfindung 
wird im Leitfaden eine einheitliche Vorge-
hensweise vorgestellt:

1	 Länder-Arbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten (LAG-VSW) (2007): Abstandsregelungen für Windenergieanlagen zu bedeutsamen Vogellebensräu-
men sowie Brutplätzen ausgewählter Vogelarten; eine aktualisierte Fassung ist in Vorbereitung; siehe: http://www.vogelschutzwarten.de/windenergie.htm  

2	 Dürr, T. (2012): Auswirkungen von Windenergieanlagen auf Vögel und Fledermäuse. Siehe: http://www.lugv.brandenburg.de/cms/detail.php/
bb1.c.312579.de 

http://www.lugv.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.312579.de
http://www.lugv.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.312579.de
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WEA-Standort liegt:

A ) 
– �innerhalb von Schwerpunktvorkommen 

SPVK von WEA-empfindlichen Vogel
arten

– �im Umfeld von bekannten Quartieren 
WEA-empfindlicher Fledermausarten
• �ASP I + II immer erforderlich
• �i.d.R. Kartierungen erforderlich

B ) 
– �im Bereich bekannter Vorkommen au-

ßerhalb von Schwerpunktvorkommen 
SPVK von WEA-empfindlichen Vogelar-
ten

– �im Umfeld von Lebensräumen WEA-
empfindlicher Fledermausarten
• �ASP I immer erforderlich
• �ASP II fallweise erforderlich
• �i.d.R. Kartierungen erforderlich

C )
– �Keine Vorkommen im o. g. Sinne  

bekannt
• �ASP I immer erforderlich
• �ASP II i.d.R. nicht erforderlich
• �i.d.R. keine Kartierungen erforderlich

 Das zu untersuchende Artenspektrum, die 
Anzahl der Begehungen sowie die Erfas-
sungsmethoden unterliegen dem Verhält-
nismäßigkeitsgrundsatz und hängen im 
Einzelfall insbesondere von der Größe und 
Lage des Untersuchungsraums sowie des-
sen naturräumlicher Ausstattung und den 
artspezifischen Erfordernissen ab. Maß-
geblich ist auch, ob zu dem Gebiet bereits 
hinreichend aktuelle und aussagekräftige 
Ergebnisse aus früheren Untersuchungen 
vorliegen. Für die Planung von WEA-Kon-
zentrationszonen und immissionsschutz-
rechtliche Genehmigungsverfahren für WEA 
wird im Leitfaden ein landesweit einheitli-
cher Standard für derartige Untersuchungen 
vorgegeben. Diese Standards sind im Regel-
fall anzuwenden. Nur in begründeten Fällen 
ist in Abstimmung zwischen unterer Land-
schaftsbehörde und Antragssteller ein da-
von abweichender Untersuchungsaufwand 
möglich.

Für die Brutvögel wird eine Kartierung nach 
den Vorgaben des »Methodenhandbuchs 
zur Erfassung der Brutvögel Deutschlands« 
vorgesehen. Dabei werden zwischen Febru
ar und Juli die Flächen mehrfach kartiert. 
Ergänzend ist eine Horstbaumsuche zur Lo-

Dicht beieinander stehen-
de Anlagen in Kombina
tion mit Hochspannungs-
leitungen machen den 
Luftraum eng. Derartige 
Herausforderungen 
lassen sich durch die  
Ausrichtung und klein-
räumige Verschiebung 
(das sogenannte Micro-
siting) einzelner WEA in 
der Planung vermeiden.
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kalisation des genauen Brutstandortes vor 
allem von Greifvögeln vorgesehen. Für  
WEA-empfindliche Vogelarten, die im nahen  
Umfeld von WEA brüten, ist zudem eine 
Raumnutzungskartierung notwendig. Ras-
tende Vögel müssen auf ihren Nahrungs-
flächen im Frühjahr und Herbst untersucht 
werden, Arten, die bei uns überwintern, 
auch während der Wintermonate. Fleder-
mäuse werden mit einem Methodenmix aus 
Handdetektoren und Dauerfassungsgeräten 
auf den Flächen erfasst. Hier sind zwischen 
April und Oktober zwölf Kartierdurchgänge 
erforderlich. In Waldgebieten lassen sich die-
se Methoden mit Dauererfassungsgeräten 
oberhalb der Baumkrone gut ergänzen. Für 
Repowering-Vorhaben kann auch an den 
bestehenden Altanlagen in der Höhe mit  
einem Erfassungsgerät an der Gondel der 
WEA gearbeitet werden.

Vermeidungs- und Minde-
rungsmaSSnahmen

Falls sich aus den Kartierungsergebnissen 
heraus die Möglichkeit ergibt, dass arten-
schutzrechtliche Verbote eintreten können,  
bietet sich die Konzeption geeigneter Ver-
meidungsmaßnahmen an. Dies können 
herkömmliche Vermeidungs- und Minde-
rungsmaßnahmen sein. Hierzu zählen zum 
Beispiel Änderungen der Projektgestaltung, 
insbesondere Meidung der Fortpflanzungs- 
und Ruhestätten, optimierte Aufstellung der 
einzelnen Anlagen oder Bauzeitenbeschrän-
kungen. Darüber hinaus gestattet § 44 
Abs. 5 BNatSchG die Durchführung vorgezo-
gener Ausgleichsmaßnahmen. Diese sind im 
Rahmen der Zulassungsentscheidung, bzw. 
im Landschaftspflegerischen Begleitplan, 
festzulegen. Sie müssen artspezifisch aus-
gestattet sein, auf geeigneten Standorten 
durchgeführt werden und dienen der unun-
terbrochenen Sicherung der ökologischen 

Funktion von betroffenen Fortpflanzungs- 
und Ruhestätten für die Dauer der Vorha-
benswirkungen. Darüber hinaus können sie 
im Sinne von Vermeidungsmaßnahmen dazu 
beitragen, erhebliche Störungen von lokalen 
Populationen abzuwenden, zu reduzieren 
bzw. die mögliche Steigerung eines Kollisi-
onsrisikos für die betreffenden Arten unter 
ein signifikantes Niveau sinken zu lassen.

Als geeignete Vermeidungsmaßnahmen  
benennt der Leitfaden z. B. Abschaltalgorith-
men für kollisionsgefährdete Greifvogel- und 
Fledermausarten. In Zeiten, in denen Acker- 
und Grünlandflächen im Windpark beson-
ders attraktiv für jagende Greifvögel sind 
( z. B. direkt nach der Ernte bzw. Mahd der 
Flächen ) können die WEA für einen kurzen  
Zeitraum tagsüber abgeschaltet werden.  
Fledermäuse sind bevorzugt in warmen  
und windarmen Nächten auch in höheren  
Luftschichten aktiv, hier bietet sich eine  
Abschaltung während entsprechender Wit-
terungsbedingungen nachts an. Durch eine 
entsprechende Gestaltung des Mastfuß-
bereichs kann dessen Attraktivität für nah-
rungssuchende Greifvögel reduziert werden. 
Gerade in Kombination mit der Anlage at-
traktiver Nahrungshabitate abseits der WEA 
kann es gelingen, eine Lenkung der Nah-
rungssuchflüge in sichere, anlagenferne  
Bereiche und gleichzeitig eine Verbesserung 
der Nahrungsressourcen für diese Arten-
gruppe zu erreichen. Sofern Brut- oder es-
sentielle Rast- und Nahrungshabitate durch 
Meide-Effekte oder Störungen verloren  
gehen, sind diese Lebensstätten im räumli-
chen Zusammenhang durch entsprechende 
lebensraumgestaltende Maßnahmen auf-
zuwerten und zu optimieren. Für viele der 
WEA-empfindlichen Arten liegen bereits 
ausformulierte Maßnahmenvorschläge im 
MKULNV-Leitfaden »Wirksamkeit von Arten-
schutzmaßnahmen« vor. Auf diesen wird  
im Leitfaden 3 verwiesen.

3	 Der Leitfaden wird alle drei Jahre evaluiert und gilt zunächst unbefristet. Er ist verfügbar im Internet unter:  
https://www.umwelt.nrw.de/fileadmin/redaktion/PDFs/klima/13_11_12_nrw_leitfaden_arten_habitatschutz.pdf 
http://www.naturschutzinformationen-nrw.de/artenschutz

Dr. Matthias Kaiser  
leitet im Landesamt 
für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz 
Nordrhein-Westfalen den 
Fachbereich 24 »Arten-
schutz, Vogelschutzwarte, 
Artenschutzzentrum 
Metelen«. 
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Die Windenergie ist einer der wichtigsten 
Bausteine einer zukunftsfähigen Energiever-
sorgung. Strom aus Windenergie hat die  
geringsten Erzeugungskosten, die geringste 
energetische Amortisationszeit und wird  
dezentral erzeugt. Werden die Anlagen 
durch regionale Akteure betrieben, bleibt die 
Wertschöpfung in der Region und im Land 
und trägt so zur Erfüllung wirtschaftlicher 
und sozialer Ziele bei. Der Bund für Um-
welt und Naturschutz Deutschland ( BUND ) 
steht klar für einen naturverträglichen Aus-
bau der Windenergie. Wenn wir aus Atom- 
und Kohlekraft aussteigen wollen, brauchen 
wir Alternativen. Priorität muss jedoch im-
mer die Einsparung und effiziente Nutzung 
von Energie haben.

Der Energiesektor ist von fundamentaler  
Bedeutung für den Klimawandel, weil er  
die meisten Treibhausgase emittiert. Dies 
wurde durch den aktuellen Bericht des 
Weltklimarats IPCC ( Intergovernmental Pa-
nel on Climate Change ) erneut bestätigt. 
Klimaschutzmaßnahmen müssen auf eine 
vollständige Dekarbonisierung setzen, und 
dafür braucht es die erneuerbaren Energien. 
Trotz eines breiten Konsenses über die Ener-
giewende hakt es beim Ausbau der Wind-
energie manchmal noch bei der Zustimmung 
für konkrete Planungen vor Ort. Zwei zen
trale Themen beschäftigen dabei viele Bür-
gerinnen und Bürger: Die Veränderungen 
des Landschaftsbilds sowie die Auswirkun-

gen auf den Artenschutz. Sind Windräder in 
der Landschaft schön? Die Wahrnehmung 
ist sehr unterschiedlich und hängt von vielen  
Faktoren ab. Einig sind sich sicher die meis-
ten, dass sie eine Landschaft ohne jegliche 
sichtbare Infrastruktur bevorzugen würden. 
Nur: Was ist die Alternative? Umfragen be-
legen: Die Windenergie verfügt – gerade 
im Vergleich mit den fossilen Energieerzeu-
gungsmaßnahmen – über die höchste Ak-
zeptanz bei den Bürgerinnen und Bürgern. 
Viele Beispiele zeigen, dass die Zustimmung 
sogar noch steigt, wenn das Windrad erst 
einmal steht. 

Dem BUND ist es ein zentrales Anliegen, 
dass Naturschutz und Windenergie nicht  
gegeneinander ausgespielt werden. Dazu 
hat der BUND Baden-Württemberg gemein-
sam mit dem hiesigen NABU-Landesverband 
ein Positionspapier mit klaren Kriterien und 
Forderungen erarbeitet. Zudem wurde von 
beiden Verbänden das Projekt »Dialogforum  
Erneuerbare Energien und Naturschutz«  
ins Leben gerufen, das vom Ministerium  
für Umwelt, Klima und Energiewirtschaft  
Baden-Württemberg gefördert wird und bis 
August 2016 läuft. Beratungen, Vorträge 
und Schulungen für alle Akteure stehen ge-
nauso auf dem Programm wie das Vermit-
teln in Konfliktfällen vor Ort. Das Projekt ist 
bislang einzigartig in Deutschland. Es kann 
aber Vorbild für andere Bundesländer sein, 
um die Energiewende tatsächlich naturver-

Konflikte im Dialog lösen.  
Erfahrungen aus der Arbeit des Dialogforums 
Erneuerbare Energien und Naturschutz
Dr. Martin Köppel, Dialogforum Erneuerbare Energien und Naturschutz Baden-Württemberg
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träglich und gemeinsam mit den Bürgerin-
nen und Bürgern vor Ort umzusetzen.

Konfliktpotenziale  
Windenergie

Die Beschäftigung mit den Konfliktpoten
zialen ist für den Ausbau der Windenergie  
zentral. Wenn wir die Zustimmung der Bür-
gerinnen und Bürger für konkrete Planun-
gen vor Ort bekommen wollen, müssen 
wir uns mit den Argumenten gegen einzel-
ne Planungen auseinandersetzen. Eine hohe 
Beliebtheit der Windkraft-Technologie allein 
führt nicht automatisch zur Akzeptanz ein-
zelner Projekte. In Baden-Württemberg ist 
das Engagement der grün-roten Landesre-
gierung diesbezüglich vielversprechend. So 
vertritt der hiesige Umweltminister Franz 
Untersteller die Auffassung, dass das ener-
giepolitische Zieldreieck ( bestehend aus  
Versorgungssicherheit, Wirtschaftlichkeit 
und Umweltverträglichkeit ) um den Bereich 
der Akzeptanz zu einem energiepolitischen 
Zielviereck erweitert werden müsse.

Insgesamt lassen sich bei den Konfliktpo
tenzialen rund um die Windenergie vier  

Oberpunkte ausmachen. Erstens sind es  
finanzielle Aspekte wie zum Beispiel das 
Gerechtigkeitsempfinden der Bürgerinnen 
und Bürger, wenn es zum Beispiel um die 
Aufteilung der Pacht vor Ort geht. Zwei-
tens handelt es sich um technische Themen 
und hier vor allem um die Bereiche Sicher-
heit und Gesundheit, also beispielsweise die 
Frage wie groß die Wahrscheinlichkeit ist, 
dass eine Windenergieanlage zu brennen 
anfängt. Drittens ist es der Umweltschutz 
und hier vor allem Aspekte wie der Wasser-
schutz, der Bodenschutz sowie der Immissi-
onsschutz. Also: Wie groß sind zum Beispiel 
die Infraschall-Emissionen eines Windrades?  
Viertens ist es der bereits oben angespro-
chene Bereich der Veränderungen des Land-
schaftsbildes sowie die Auswirkungen auf 
den Natur- und Artenschutz. Genau an die-
ser Stelle setzt die Arbeit des Dialogforums 
Erneuerbare Energien und Naturschutz an. 
Zum einen, weil es sich hierbei um ein  
gemeinsames Projekt der beiden großen 
Umwelt- und Naturschutzverbände in Baden-
Württemberg handelt. Zum anderen, weil 
inzwischen mehrere Studien nachgewiesen 
haben, dass dies die zentralen Themen sind, 
die die Bürgerinnen und Bürger vorwiegend 
beschäftigen.

Windenergie

Technische  
Aspekte

Gesundheit

Landschaftsbild

Sicherheit

ArtenschutzFlächenbedarf

Immissionsschutz
Gerechtigkeits

empfinden

Wirtschaftlichkeit  
und Effizienz

WasserschutzStromkosten
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Zahlreiche Konflikte 
können bei Planung, 
Bau und Betrieb von 
Windenergieanlagen auf-
treten. Das Dialogforum 
Erneuerbare Energien 
und Naturschutz ist für 
Fragen rund um das 
Themenfeld Natur- und 
Artenschutz zuständig.

Mind Map Windenergie
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erfolgt in der Regel, indem Gespräche mit  
allen Akteuren geführt werden – zuerst ein-
zeln und unabhängig voneinander, um sich ein 
möglichst umfassendes Bild von der Situation 
zu verschaffen. 

Schwerpunkt hierbei ist es immer abzuklären, 
um was es genau bei den konkreten Planun-
gen geht. Was spricht für, was spricht gegen  
einen geplanten Standort? Was wären mög
liche Alternativen? Auch geht es darum,  
Klarheit in Bezug auf den Verfahrensstand 
zu erlangen: An welcher Stelle der Planung 
stehen wir? Reden wir noch über das ob 
Windenergie an diesem Ort und möglicher 
Alternativen oder reden wir nur noch über 
die Anzahl der Windenergieanlagen? 

Was sind nun Empfehlungen von Seiten des 
Dialogforums Erneuerbare Energien und Na-
turschutz? Wichtig ist es, Transparenz über 
Ziele, Rollen und Interessen aller Beteiligten 
herzustellen. Oftmals liegen sehr hohe ge-
genseitige Erwartungen an eine transparente 
und dialogorientierte Gestaltung der Planung 
vor. Ein Nichterfüllen führt häufig zu großer 
Frustration. Daher ist es von großer Bedeu-
tung, für Transparenz zu sorgen sowie den 
Rahmen und die Grenzen des Verfahrens klar 
zu machen. Wenn es sich also um die Erstel-
lung eines Teilflächennutzungsplans Wind-
energie auf kommunaler Ebene handelt und 
die Gemeinde den Ausbau der Windenergie 
steuern will, geht es hier nicht um das »Ob« 
der Ausweisung von Flächen, sondern um 
das »Wie«. Hierbei gibt es einen klaren recht-
lichen Rahmen: Der Windenergie muss subs-
tantiell Raum geschaffen werden.

Ein weiterer zentraler Aspekt ist die Verfahrens-
beteiligung. Ausdrücklich ist hier neben der 
finanziellen Beteiligung auch die Beteiligung 
an den konkreten Planungen gemeint. Wich-
tig ist deshalb die sehr frühe Einbindung aller 
Akteurinnen und Akteure vor Ort, vor allem 

Erfahrungen und Empfehlungen des Dialog
forums Erneuerbare Energien und Naturschutz

Neben Veranstaltungen und Veröffentlichungen ist es die Aufgabe 
des Dialogforums Erneuerbare Energien und Naturschutz, bei kon-
kreten Fällen vor Ort zu vermitteln. Insgesamt hat das Dialogforum in 
zwei Jahren mit knapp 50 Veranstaltungen etwa 5.000 Personen di-
rekt durch Veranstaltungen, Vorträge und Workshops erreicht sowie 
in über 85 Fällen beraten. In seiner Beratung setzt das Dialogforum 
bei den Konflikten an, um den Dialog zwischen allen Akteuren wie-
derherzustellen. Ziel der Beratung ist es, den naturverträglichen Aus-
bau der Windenergie in Baden-Württemberg zu ermöglichen. Hierfür 
werden Gespräche mit allen Akteuren geführt: Vom Projektierer über 
die Verwaltung, die Genehmigungsbehörden, bis zur Bürgerinitiative. 
Immer auch im engen Austausch mit den lokal und / oder regionalen 
BUND- und NABU-Gruppen. Ein Austausch erfolgt in der Regel auf 
der Sachebene mit fachlichen Argumenten. 

Der Umfang der Beratungsleistung ist dabei sehr unterschiedlich und 
vom jeweiligen Einzelfall abhängig. In manchen Fällen reicht die Beant
wortung von Fachfragen, bei anderen sind Vor-Ort-Termine notwendig.  
Dies können dann Vorträge sein, um erst einmal allgemein über das 
Thema Windenergie und der Natur- und Artenschutz zu informieren. 
Oder gemeinsame Ortsbegehungen, um einen Eindruck von der kon-
kreten Situation vor Ort zu bekommen oder der Austausch an »Run-
den Tischen« mit Projektierern, Umwelt- und Naturschutzaktiven, 
Verantwortlichen aus der Verwaltung, Personen aus Bürgerinitiativen 
oder interessierten Bürgerinnen und Bürgern. Die Vermittlung vor Ort 

Der baden-württembergische Ministerpräsident Winfried Kretschmann zwischen Dr. Martin  
Köppel und Heike Schmelter auf einer Veranstaltung mit dem Titel »Windenergie + 
Natur = Möglich!?! Gemeinsam finden wir heraus wie«. Rund 140 Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer aus Windbranche, Verwaltung, Naturschutz und Bürgerinitiativen haben 
gemeinsam Wege für die Zukunft der Windenergie in Baden-Württemberg gesucht.
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aber der Umwelt- und Naturschutzverbände. 
Beteiligung muss hierbei deutlich über die 
Ebene der Information hinausgehen. 

Aus der sozialpsychologischen Forschung 
wissen wir, dass die Akzeptanz für erneu-
erbare Energien bei den relevanten Akteu-
ren sowie den betroffenen Menschen nicht 
allein von einem ausreichend vorhandenen 
Problem- und Handlungswissen abhängt. 
Wichtig ist es, Anreize, Motivationen, per-
sönliche Überzeugungen und Betroffen-
heiten sowie die Bereitschaft zu aktivieren, 
persönlich Verantwortung für die Lösungs-
suche zu übernehmen. Entscheidend hierbei 
ist die Verfügbarkeit von tatsächlichen Alter-
nativen und Handlungsmöglichkeiten. Wenn 
sich der Eindruck bei den Beteiligten verfes-
tigt, es gibt nur eine Lösung, der sie letzt-
endlich nur zustimmen müssen, wird aus 
psychologischer Sicht Widerstand geradezu 
herausgefordert.

Eine externe und von allen Beteiligten ak-
zeptierte Moderation kann hierbei hilfreich 
sein. Insgesamt wird bei der Planung von 
Windenergieanlagen viel Geld in die Hand 
genommen, v. a. für verschiedenste Gutach-
ten. Die Bedeutung der Kommunikation und 
Beteiligung wird allerdings hierbei immer 
noch deutlich unterschätzt.

Fazit: Chancen und Grenzen 
des Dialogs

Reicht es also, die Windenergie auszubau-
en und dann ist alles ›gut‹? Nein. Zum einen 
kämpft der BUND seit Jahrzehnten für die 
Energiewende. Dies bedeutet an erster Stelle  
die Reduktion unseres Energieverbrauchs 
durch Effizienz- und Einsparungsmaßnahmen.  

Das ist der Bereich, wo jede und jeder von 
uns selber ansetzten kann: Weniger Energie 
verbrauchen. Und die Energie, die wir dann 
noch brauchen, wollen wir durch die erneu-
erbaren Energien decken. 

Die Windenergie, zum anderen, verfügt 
ohne Zweifel über ein großes Ausbau- aber 
eben auch enormes Konflikt-Potenzial. 
Umso wesentlicher ist es, hier für Akzeptanz 
zu werben. Gerade die Prävention von Kon-
flikten ist hier immens wichtig. Dies kann 
u. a. durch die frühzeitige Einbindung der 
Bürgerinnen und Bürger erreicht werden. In 
vielen Fällen, in denen wir als Dialogforum 
Erneuerbare Energien und Naturschutz bis-
her beraten haben, erfolgte die Beteiligung 
dagegen erst, als der Standort eines Wind-
parks oder die Anzahl der Anlagen schon 
feststand. Darüber hinaus ist es von Bedeu-
tung, dass die Beteiligung über eine reine 
Information hinausgeht. Wenn die Mitwir-
kungsmöglichkeiten der Öffentlichkeit be-
grenzt sind, kommt es zu Frustration und 
Protesten. Neben der Beteiligung in den Ver-
fahren zur Planung und Genehmigung von 
Windenergieanlagen bildet die finanzielle 
Beteiligung, z. B. in Form von Bürgerenergie-
anlagen oder mit dem Erwerb von Anteilen 
an Projekten Dritter, einen weiteren wichti-
gen Baustein zur Akzeptanzsteigerung und 
für eine umfassende Teilhabe an der Wind-
energie vor Ort.

Das Dialogforum Erneuerbare Energien  
und Naturschutz lädt alle Akteurinnen und 
Akteure ein, die Diskussionen über die na-
turverträgliche Energiewende engagiert fort-
zuführen. Nur gemeinsam erreichen wir die 
Energiewende in Baden-Württemberg und 
unser aller Ziel, den Ausstieg aus der atoma-
ren und fossilen Energieerzeugung. 

Wer noch mehr wissen will:

Faktencheck Windenergie: Immer wieder werden grundsätzliche Einwände gegen den Ausbau der Windenergie in Baden-Württemberg hervorgebracht. 
Hier finden Sie Antworten von BUND und NABU Baden-Württemberg auf die häufigsten Einwände gegen die Windenergie;  
www.bund-bawue.de/faktencheck und http://baden-wuerttemberg.nabu.de/themen/klimaundenergie/dialogforum/faktencheckwindenergie/

Beteiligungsleitfaden Windenergie: Wer plant was, wie, wo und wann? Welche Verfahren betreffen bei uns die Planungen zur Windenergie? Wie gehen 
wir bei der Abgabe einer Stellungnahme vor? Diese und viele weitere Fragen werden hier ausführlich und praxisnah beantwortet;  
www.bund-bawue.de/beteiligungsleitfaden und http://baden-wuerttemberg.nabu.de/download/pdfsbroschueren/Beteiligungsleitfaden_Windenergie.pdf

Dr. Martin Köppel  
ist Projektleiter des 
„Dialogforum Erneuer
bare Energien und 
Naturschutz“, einem 
gemeinsamen Projekt 
von BUND und NABU in 
Baden-Württemberg.
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Einleitung

Das Thema Windenergie spielt auf den un-
terschiedlichsten Planungsebenen eine Rolle, 
von der übergeordneten Regionalplanung 
über die vorbereitende kommunale Bauleit-
planung ( Flächennutzungsplanung ), ggf. 
eine verbindliche Bauleitplanung ( Bebau-
ungsplan ), bis zum konkreten immissions-
schutzrechtlichen Zulassungsverfahren.

Auf allen diesen Planungsebenen ist der 
Schutz von Natur und Landschaft zu be
rücksichtigen; die Verpflichtung hierzu  

ergibt sich sowohl aus der Maßgabe, dass 
Planungs- und Zulassungsentscheidungen 
einen Interessenausgleich zwischen den  
unterschiedlichen Belangen schaffen müssen 
( vgl. § 1 ROG, § 1 Abs. 7 BauGB, §§ 5 f.  
BImSchG ) als auch direkt aus den spe-
zialgesetzlichen Regelungen des Natur-
schutzrechts. Dabei sind regelmäßig drei 
naturschutzrechtliche Instrumentarien rele-
vant: Eingriffsregelung, besonderer Arten-
schutz und Natura 2000-Verträglichkeit. 
Diese Instrumentarien sind jedoch mit unter-
schiedlicher Detailschärfe und Verbindlich-
keit abzuarbeiten ( vgl. Tabelle 1 ).

Anforderungen an  
naturschutzfachliche Gutachten
Elisabeth Ferus, NWP Planungsgesellschaft

Planungsebene Eingriffsregelung besonderer Artenschutz Natura 2000-Verträglichkeit

Regionalplanung (Vorrang
gebiete / Eignungsgebiete)

– grundsätzliche Vereinbarkeit 
prüfen

i.d.R. grundsätzliche  
Vereinbarkeit prüfen

Flächennutzungsplan (mit / 
ohne Ausschlusswirkung)

städtebauliche Eingriffsre-
gelung (§ 1a Abs. 3 BauGB; 
unterliegt der kommunalen 
Abwägung)

grundsätzliche Vereinbarkeit 
prüfen

i.d.R. grundsätzliche  
Vereinbarkeit prüfen

Bebauungsplan  
(vorhabenbezogener /  
Angebots- Bebauungsplan)

städtebauliche Eingriffsrege-
lung abschließend

grundsätzliche Vereinbarkeit 
prüfen

bei möglicher Betroffenheit 
eines Gebietes abschließend 1 
prüfen

Zulassungsverfahren  
BImSchG:

auf Basis von § 30 BauGB 
(Bebauungsplan)

nein (nur für Vorhabensbe-
standteile, die nicht über B-
Plan-Festsetzungen zulässig)

Umsetzung regeln – 
(vgl. Fußnote 20)

auf Basis von § 35 BauGB 
(privilegiertes Vorhaben im 
Außenbereich)

ja, abschließend Umsetzung regeln bei möglicher Betroffenheit 
eines Gebietes abschließend 
prüfen

Tabelle 1: Anforderungen an die naturschutzrechtlichen Instrumente auf den unterschiedlichen Planungsebenen

1	 § 34 Abs. 8 BNatSchG verlagert die abschließende Prüfung auf die Ebene der Bauleitplanung; ob dies EU-rechtskonform und praktikabel ist, dazu gibt es 
unterschiedliche Auffassungen.



Vereinbarkeit der Windenergienutzung mit dem Natur- und Artenschutz  |  35

Naturschutzfachliche Gutachten bilden eine 
wesentliche Informationsgrundlage für die 
Abwägungsentscheidung des Planungsträ-
gers bzw. der Zulassungsbehörde; sie erset-
zen diese jedoch nicht.

Im vorliegenden Aufsatz wird im Weiteren 
auf die faunistischen Artengruppen Brut-, 
Gastvögel und Fledermäuse sowie auf das 
Landschaftsbild fokussiert, da diese im Re-
gelfall die stärksten Betroffenheiten durch 
Windenergieanlagen aufweisen.

Ergänzend sei darauf hingewiesen, dass  
sich große inhaltliche Überschneidungen 
zwischen naturschutzfachlichen Gutachten 
sowie den Unterlagen zur Umweltverträg-
lichkeit ( Umweltbericht, Umweltverträglich-
keitsstudie ) ergeben. So ist es durchaus ein 
praktikabler Weg, alle für die naturschutz-
fachliche und -rechtliche Beurteilung erfor-
derlichen Angaben in Umweltbericht bzw. 
Umweltverträglichkeitsstudie zu integrieren. 
Hierbei müssen die verschiedenen Beurtei-
lungsmaßstäbe und Konfliktlösungsstra-
tegien von Eingriffsregelung, Artenschutz, 
Natura 2000-Verträglichkeit und Umwelt- 
( verträglichkeits- ) prüfung berücksichtigt 
werden, sie sollten im Idealfall explizit ge-
kennzeichnet werden ( vgl. Abschnitt: Die 
notwendigen Auswertungen ).

Die notwendige Grundlagen-
erhebung

Allgemein anerkannt und durch die Recht-
sprechung bestätigt ist der Umstand, dass 
zur Beurteilung der Planungs- bzw. Vorha
benswirkungen zunächst eine Sachverhalts
ermittlung erforderlich ist. Für die hier 
betrachteten Schutzgüter Vögel, Fleder
mäuse und Landschaftsbild bedeutet dies  
im Regelfall zielgerichtete Primärdatenerhe-
bungen. Dass bereits ausreichende Primär-

daten vorliegen, beispielsweise aus einem 
aktuellen Landschafts- oder Landschafts-
rahmenplan, ist zumindest hinsichtlich der 
Fauna ein absoluter Ausnahmefall, geschul-
det den hohen Anforderungen an Unter-
suchungsintensität und Aktualität und den 
damit einhergehenden Kosten. Allerdings 
können vorliegende Daten sehr wohl dazu 
dienen, den erforderlichen Kartieraufwand 
zu reduzieren bzw. das Untersuchungspro-
gramm auf den konkreten Planfall auszu-
richten.

Seitens der Rechtsprechung wird den Natur-
schutzbehörden eine naturschutzfachliche 
Einschätzungsprärogative zuerkannt, soweit 
sich hinsichtlich der Bestandserfassung und 
Risikobewertung noch kein allgemein aner-
kannter Stand der Fachwissenschaft heraus-
gebildet hat ( z. B. BVerwG v. 27. Juni 2013, 
4 C 1.12 ). Gibt es nun solch einen allgemein 
anerkannten Standard, der die notwendige 
Grundlagenerhebung zu Windenergiepla-
nungen definiert?
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Niedersachsen 
(NLT-Papier 10 / 2014)

Nordrhein-Westfalen
(Leitfaden 11 / 2013)

Brandenburg (Windkraft
erlass, Anlage 2, 08 / 2013)

Methode Revierkartierung, für bestimmte 
Arten Raumnutzungskartierung

Revierkartierung, für bestimmte 
Arten Raumnutzungskartierung; 
nur bei Planungen in den 
ausgewiesenen Schwerpunkt-
vorkommen (SPVK) oder bei 
ernstzunehmenden Hinweisen 
auf Vorkommen empfindlicher 
Arten

Revierkartierung, für bestimmte 
Arten Raumnutzungskartierung

Radius mind. 1.000 m um die WEA, 
artspezifische Erweiterungen 
(z. B. 6.000 m für Schwarz-
storch und Seeadler,  
3.000 m für Koloniebrüter)

artspezifisch, z. B. 100 m  
für Kiebitz, 3.000 m für 
Schwarzstorch

300 m um WEA, Erweiterung 
auf 1.000 m für Brutkolonien 
und Horste

Artenspektrum entscheidungserhebliche Arten 
(z. B. auch Mäusebussard und 
Turmfalke)

nur WEA-empfindliche Arten 
gemäß Liste, z. B. nicht Mäuse-
bussard, Turmfalke, Feldlerche

alle Arten

Erfassungshäufigkeit  
Revierkartierung

10 × (mind. 5 x in strukturar-
men Agrarlandschaften)

6 –10 × tags, ggf. 1–3 × nachts 7 × tags, 3 × nachts

Zeitraum Revierkartierung Ende März bis Mitte Juli Anfang März bis Ende Juni 
(ggf. ab Mitte Februar und bis 
Mitte Juli)

Ende März bis Ende Juni  
(ggf. ab Ende Februar und bis 
Mitte Juli)

Dauer Raumnutzungs
kartierung

mind. 30 Tage à 8 Stunden mind. 8 –10 Tage  
à 3 –5 Stunden

artspezifisch, z. B.  
Schwarzstorch mind. 20 Tage 
à 6 Stunden, Weißstorch mind. 
10 Tage à 6 Stunden

Verfahrensebene FNP,  
B-Plan / Zulassungsverfahren

FNP, Zulassungsverfahren Zulassungsverfahren / B-Plan

Aktualität der Daten k. A. nicht älter als 7 Jahre,  
optimal nicht älter als 5 Jahre

nicht älter als 5 Jahre

Tabelle 2: Vergleich von Vorgaben zur Brutvogel-Erfassung

2	 Niedersächsischer Landkreistag (2014): Arbeitshilfe Naturschutz und Windenergie. Hinweise zur Berücksichtigung des Naturschutzes und der  
Landschaftspflege bei Standortplanung und Zulassung von Windenergieanlagen (Stand: Oktober 2014); siehe: http://www.nlt.de/pics/ 
medien/1_1414133175/2014_10_01_Arbeitshilfe_Naturschutz_und_Windenergie__5__Auflage__Stand_Oktober_2014_Arbeitshilfe.pdf 

3	M inisterium für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen & Landesamt für Natur,  
Umwelt und Verbraucherschutz des Landes Nordrhein-Westfalen (2013): Leitfaden Umsetzung des Arten- und Habitatschutzes bei der Planung und 
Genehmigung von Windenergieanlagen in Nordrhein-Westfalen (Fassung: 12. November 2013); siehe: http://www.naturschutzinformationen-nrw.de/
artenschutz/web/babel/media/20131112_nrw_leitfaden_windenergie_artenschutz.pdf

4	 Land Brandenburg, Ministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz (2011): Beachtung naturschutzfachlicher Belange bei der Ausweisung 
von Windeignungsgebieten und bei der Genehmigung von Windenergieanlagen. Erlass des Ministeriums für Umwelt, Gesundheit und Verbraucher-
schutz vom 01. Januar 2011; siehe: http://www.mlul.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.310544.de

5	 Von den zuständigen Unteren Naturschutzbehörden wird im Einzelfall eine Aktualität von höchstens 3 Jahren gefordert.

http://www.nlt.de/pics/medien/1_1414133175/2014_10_01_Arbeitshilfe_Naturschutz_und_Windenergie__5__Auflage__Stand_Oktober_2014_Arbeitshilfe.pdf
http://www.nlt.de/pics/medien/1_1414133175/2014_10_01_Arbeitshilfe_Naturschutz_und_Windenergie__5__Auflage__Stand_Oktober_2014_Arbeitshilfe.pdf
http://www.naturschutzinformationen-nrw.de/artenschutz/web/babel/media/20131112_nrw_leitfaden_windenergie_artenschutz.pdf
http://www.naturschutzinformationen-nrw.de/artenschutz/web/babel/media/20131112_nrw_leitfaden_windenergie_artenschutz.pdf
http://www.mlul.brandenburg.de/cms/detail.php/bb1.c.310544.de
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Brut- und Gastvögel
Um die Frage zu beantworten, werden 
nachfolgend gängige methodische Leitfäden  
aus unterschiedlichen Bundesländern exem
plarisch miteinander verglichen. Zu den avi
faunistischen Bestandserfassungen werden 
die aktuellen Vorgaben aus Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen und Brandenburg ge-
genübergestellt. In Tabelle 2 sind die An-
forderungen an die Brutvogelerfassungen 
aufgeführt, die in den genannten metho-
dischen Leitfäden als Standard vorgegeben 
werden.

Weitgehende Übereinstimmung besteht also 
in der Anforderung, sowohl die vorhande-
nen Brutreviere als auch die Raumnutzung 
bestimmter Arten mit größeren Aktionsra-
dien zu erfassen. Auch werden einjährige 
Erfassungen regelmäßig als ausreichend an-
gesehen ( Ausnahme: zweijährige Erfassun-
gen sind in Brandenburg gefordert, soweit 
eine Betroffenheit des Schreiadlers möglich 
ist ). Dies mag zwar in Anbetracht der bei 
vielen Arten natürlicherweise auftretenden 
interannuellen Bestandsschwankungen  
durchaus kritisch gesehen werden, stellt 
aber angesichts des ohnehin hohen Kosten-  
und Zeitaufwandes für faunistische Erfas-
sungen durchaus eine pragmatische Heran
gehensweise dar und dürfte im Regelfall 
durch den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 
abgedeckt sein.

Gravierende Unterschiede ergeben sich  
vor allem hinsichtlich des Untersuchungs
raumes und hinsichtlich des zu prüfenden 
Artenspektrums. Dabei ist eine diesbezüg
liche Beschränkung durchaus zulässig,  
»Ermittlungen ins Blaue hinein« sind  
explizit nicht erforderlich. Allerdings darf 
nicht vergessen werden, dass auf der  
verbindlichen Planungsebene bzw. der 
Zulassungsebene ( B-Plan, BImSch-Ver-
fahren ) durchaus nicht nur die Auswir-

kungen der WEA selbst zu prüfen sind, 
sondern auch die Auswirkungen der vorge-
sehenen Erschließungseinrichtungen und 
sonstigen Flächeninanspruchnahmen. So 
können durch Gehölzfällungen und Graben
verrohrungen durchaus auch Arten ( und 
Artengruppen ) betroffen und damit pla-
nungsrelevant sein, die keinesfalls als WEA-
empfindlich gelten.

Die Vorgaben für Gastvogelerfassungen  
gemäß der drei Länderleitfäden sind in  
Tabelle 3 aufgeführt. Auch hier zeichnet  
sich noch kein einheitlicher Standard ab,  
die Vorgaben differieren teils deutlich.

Fledermäuse
Die Erfassung von Fledermäusen ist weitest-
gehend akustisch ausgelegt, geschuldet der 
nächtlichen Lebensweise dieser Tiere. Dabei  
wird die Entfernung, über die die Fleder-
mausrufe überhaupt erfasst werden können, 
durch die Ruflautstärke begrenzt. Als An-
haltswerte zur Detektions-Reichweite kön-
nen für Abendsegler ca. 25 –150 m angesetzt 
werden, für Pipistrelloide ( Rauhhaut- und 

Der Schwarzstorch hat 
einen großen Aktions
raum, weshalb der 
Untersuchungsaufwand 
bei Windenergieplanun-
gen entsprechend hoch 
sein kann.
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Zwergfledermaus ) ca. 15 –30 ( – 60 ) m. Die 
Fledermausvorkommen in Rotorhöhe heute  
gängiger WEA können somit über boden-
gestützte Untersuchungen regelmäßig nicht 
abgebildet werden. Allerdings ermöglichen 
bodengestützte Untersuchungen Analogie-
schlüsse auf die Fledermausaktivität in grö-
ßerer Höhe ( vgl. Brinkmann et al. 2011 6 ). 
Zudem ergibt sich im Rahmen von Windpar-
kerweiterungen und Repoweringprojekten 
zunehmend die Möglichkeit, an Bestands-
WEA Daueraufzeichnungen in Rotorhöhe 
vorzunehmen. Auch aus betriebsbegleiten-
den Monitoringuntersuchungen ( vgl. Ab-
schnitt: Die notwendigen Auswertungen ) 
wird sich künftig die Datenlage zur Fleder-
mausaktivität in den fraglichen Höhenlagen 
deutlich verbessern.

Weitere Aspekte, beispielsweise die Abhän-
gigkeit der Erfassungsergebnisse von der 
eingesetzten Technik ( vgl. Belkin & Stein-
born 2014 7 ), sollten ebenfalls verstärkt in  
die Diskussion über Methodenstandards  
einbezogen werden.

Landschaftsbild
Die Anforderungen an die Berücksichtigung 
des Landschaftsbildes bei WEA-Planungen 
wurden in den vergangenen Jahren deutlich 

seltener durch die Rechtsprechung konkre-
tisiert als artenschutzrechtliche Fragestel
lungen.

Vorliegend seien zwei methodische Ansätze  
erwähnt: Die sehr umfassende Arbeit von 
Nohl 8 aus den 1990er Jahren, die sich mit 
Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes 
durch mastenartige Eingriffe ( neben WEA 
zählen dazu beispielsweise Freileitungen und 
Sendemasten ) auseinandersetzt. Betrach-
tungsgegenstand sind landschaftsästhetische  
Raumeinheiten, für die anhand der Para-
meter Vielfalt, Naturnähe, Eigenartserhalt, 
visuelle Verletzlichkeit und Schutzwürdig-
keit die Betroffenheit durch die Planung er-
mittelt wird. Für WEA-Planungen ( ab 100 m 
Gesamthöhe bzw. ab 4 WEA ) ist dabei ein 
Radius von 10 km zu berücksichtigen, un-
terteilt in drei Wirkzonen ( 200 m, 1.500 m, 
10 km ).

Die in Niedersachsen gebräuchliche Metho-
dik von Köhler und Preiß ( 2000 ) 9 wurde  
für die Erfassung des Landschaftsbildes im 
Rahmen der Landschaftsplanung entwickelt, 
wurde jedoch von Breuer ( 2001 ) 10 im Hin-
blick auf WEA-Planungen ergänzt. Auch hier  
erfolgt eine Betrachtung von homogenen 
Landschaftsausschnitten, den Landschafts-

Niedersachsen 
(NLT-Papier 10 / 2014)

Nordrhein-Westfalen
(Leitfaden 11 / 2013)

Brandenburg (Windkraft
erlass, Anlage 2, 08 / 2013)

Zeitraum Anfang Juli bis Ende April Anfang August bis Ende  
November, Mitte Februar  
bis Ende April

Mitte Juli bis Mitte April

Häufigkeit wöchentlich Hauptrastzeit wöchentlich, 
sonst 14 -tägig

1–3 × im Monat (Schwerpunkt 
Oktober und März)

Radius mind. 1.000 m artspezifisch (bis 3.000 m) 1.000 m

Tabelle 3: Vergleich von Vorgaben zur Gastvogel-Erfassung

6	 Brinkmann, R., O. Behr, I. Niermann & M. Reich (Hrsg.) (2011): Entwicklung von Methoden zur Untersuchung und Reduktion des Kollisionsrisikos von 
Fledermäusen an Onshore-Windenergieanlagen. – Umwelt und Raum Bd. 4, 457 S., Cuvillier Verlag, Göttingen

7	 Belkin, B. & H. Steinborn (2014): Wie die Technik die Bewertung in Fledermausgutachten beeinflusst – Ergebnisse einer Auswertung verschiedener 
bodengestützter Fledermauserfassungsgeräte. ARSU Positionen 05/2014, http://www.arsu.de/aktuelles/positionenartikel-052014-wie-die-technik-die-
bewertung-in-fledermausgutachten-beeinflusst

http://www.arsu.de/aktuelles/positionenartikel-052014-wie-die-technik-die-bewertung-in-fledermausgutachten-beeinflusst
http://www.arsu.de/aktuelles/positionenartikel-052014-wie-die-technik-die-bewertung-in-fledermausgutachten-beeinflusst
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bildeinheiten. Bewertungsparameter sind 
Vielfalt, »Natürlichkeit« und historische  
Kontinuität sowie Freiheit von Beeinträch
tigungen.

Die bei Breuer aufgestellte Regelfallvermu-
tung, dass erhebliche Beeinträchtigungen 
bis in eine Entfernung der 15-fachen WEA-
Höhe reichen, wird oftmals fälschlich als 
Begrenzung des Untersuchungsraums her-
angezogen; dabei sollen Fernwirkungen ex
plizit bis in ca. 50- bis 100-fache WEA-Höhe 
mit geprüft werden, so dass der Untersu-
chungsraum eine vergleichbare Ausdehnung 
wie die bei Nohl angesetzten 10 km erreicht.

Beide vorgestellten Ansätze stammen aus  
einer frühen Phase des WEA-Ausbaus. Seit-
dem ist ein deutlicher Wandel zu verzeich-
nen, der u. a. die Bauhöhe der gängigen 
WEA sowie die Präsenz von Windenergiean-
lagen in der heutigen Kulturlandschaft be-
trifft. Wie weit ein linearer Zusammenhang 
zwischen WEA-Höhe und Reichweite der 
Auswirkungen tatsächlich vertretbar ist, wie 
die ab 100 m Gesamthöhe regelmäßig er-
forderliche Flugsicherungskennzeichnung 
einbezogen werden kann und wie mit der 
zunehmenden Dichte von Windparks in der 
Landschaft ( Stichworte: Überfrachtung des 
Raumes, aber auch zunehmende Gewöh-
nung ) umgegangen werden muss, bleibt  
sicherlich noch intensiv zu diskutieren.

Die notwendigen  
Auswertungen

Auf Grundlage der Bestandsermittlung müs-
sen die Auswirkungen der Planung bzw. des 
Vorhabens zunächst prognostiziert und dann 

in Bezug auf die verschiedenen naturschutz-
rechtlichen Vorgaben beurteilt werden.

Im Rahmen der Auswirkungsprognose  
müssen im Regelfall folgende Wirkfaktoren 
näher thematisiert werden:

Schutzgut Fauna:
– �Meidungsreaktionen gegenüber den WEA, 

indirekte Lebensraumverluste
– �Individuenverluste durch Kollisionen an 

den WEA  / Barotrauma
– �Barrierewirkungen
– �direkte Lebensraumverluste durch Inan-

spruchnahme von Habitatstrukturen  
( z. B. Gehölzfällungen )

– �Meidungsreaktionen während der  
Bauphase und bei Wartungsarbeiten

– �bauzeitliche Tötungen

8	 Nohl, W. (1993): Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes durch mastenartige Eingriffe. Materialien für die naturschutzfachliche Bewertung und 
Kompensationsermittlung. Werkstatt für Landschafts- und Freiraumentwicklung, Kirchheim bei München

9	 Köhler, B. & A. Preiß (2000): Erfassung und Bewertung des Landschaftsbildes – Grundlagen und Methoden zur Bearbeitung des Schutzguts »Vielfalt, 
Eigenart und Schönheit von Natur und Landschaft« in der Planung. Informationsdienst Naturschutz Niedersachsen, 20., (1), 1– 60

10	 Breuer, W. (2001): Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen für Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes. Vorschläge für Maßnahmen bei Errichtung von 
Windkraftanlagen. Naturschutz und Landschaftsplanung 33 (8), 2001, 237–245

Windräder verändern 
wie jede andere Form der 
Energiegewinnung die 
Landschaft.
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Schutzgut Landschaftsbild:
– �optische Fernwirkungen, Überformung 

und Beunruhigung der Landschaft durch 
untypische Bauhöhe, Rotordrehung, Flug-
sicherungskennzeichnung

– �Geräuschbelastung
– �direkte Verluste landschaftsprägender 

Strukturen oder Elemente
– �Beeinträchtigung prägender Sichtachsen

Zur Auswirkungsprognose kann wiederum  
auf ein breites Spektrum von Hilfsmitteln  
zurückgegriffen werden, beispielsweise art
spezifische Meidungsabstände, die Daten 
der Schlagopferkartei der Staatlichen Vogel
schutzwarte im Landesamt für Umwelt, 
Gesundheit und Verbraucherschutz Bran-
denburg oder eine EDV-basierte Ermittlung 
sichtverschatteter Bereiche im Landschafts-
bild.

Auf Basis der prognostizierten Auswirkun
gen sind für Eingriffsregelung, Artenschutz-
Prüfung und Natura 2000-Verträglichkeits-
prüfung verschiedene Einstufungen 
vorzunehmen. Diese werden im Rahmen  
der Fachgutachten antizipiert und dann – 
zumeist – vom Planungsträger bzw. der 
Zulassungsbehörde übernommen. Folgende 
Fragen sind diesbezüglich zu den Schutzgü-
tern Fauna ( hier: Vögel und Fledermäuse ) 

und Landschaftsbild ( nur im Rahmen der 
Eingriffsregelung relevant ) zu beantworten:

Eingriffsregelung:
– �In welchem Umfang entstehen erhebliche 

Beeinträchtigungen?
– �Welche Maßnahmen zur Verminderung 

von Beeinträchtigungen sind zumutbar?
– �Welcher Bedarf für Ausgleichs- und Ersatz-

maßnahmen entsteht?
– �nur bei Eingriffsregelung außerhalb Bau-

leitplanung: Entsteht ein Bedarf an Ersatz-
geld-Zahlung? In welchem Umfang?

Artenschutz-Verträglichkeit:
– �Für welche Tiere erhöht sich das Tötungs

risiko signifikant?
– �Werden Tiere so stark gestört, dass sich 

der Erhaltungszustand der lokalen Popula-
tion verschlechtern kann?

– �Werden Fortpflanzungs- oder Ruhestät-
ten zerstört oder beschädigt? Bleibt deren 
Funktion im räumlichen Zusammenhang 
gewahrt, ggf. durch vorgezogene Aus-
gleichsmaßnahmen?

– �Liegen die Voraussetzungen für eine arten-
schutzrechtliche Ausnahme vor ( zwingen-
des überwiegendes öffentliches Interesse, 
Alternativlosigkeit, Nichtverschlechterung 
Erhaltungszustand )

Niedersachsen 
(NLT-Papier 10 / 2014)

Nordrhein-Westfalen
(Leitfaden 11 / 2013)

Brandenburg (Windkraft
erlass, Anlage 2, 08 / 2013)

Zeitraum Anfang Juli bis Oktober  
(ggf. April bis November)

Anfang April bis Ende Oktober Mitte Juli bis Mitte September

Windgeschwindigkeit  
Nabenhöhe

< 7,5 m  / s bei Abendsegler  
und Rauhhautfledermaus, 
< 6 m  /s bei Zwerg- und  
Breitflügelfledermaus

< 6 m  /s < 5 m  /s

Temperatur > 10° C > 10° C > = 10° C

Niederschlag – kein Regen kein Regen

Tabelle 4: Vergleich von Vorgaben zu temporären Abschaltzeiten
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Natura 2000-Verträglichkeit:
– �Kann es zu einer erheblichen Beeinträch-

tigung von Erhaltungszielen oder Schutz-
zweck eines Natura 2000-Gebietes 
kommen?

– �Liegen die Voraussetzungen für eine Ab-
weichungsentscheidung vor ( zwingendes 
überwiegendes öffentliches Interesse,  
Alternativlosigkeit )? Sind prioritäre Arten 
betroffen?

– �Welche kohärenzsichernden Maßnahmen 
sind erforderlich?

Um nachvollziehbar zu machen, dass die  
unterschiedlichen rechtlichen Vorgaben kor-
rekt berücksichtigt werden, sollten diese 
Einstufungen in den Fachgutachten sepa-
rat vorgenommen und dem jeweiligen In
strumentarium explizit zugeordnet werden. 
Dabei kann durchaus auf eine einheitliche 
Bestandsbeschreibung und Auswirkungs
prognose zurückgegriffen werden.

Zu den o. g. Fragestellungen bieten ver-
schiedene methodische Leitfäden oder die 
Rechtsprechung Anhaltspunkte, allgemein 
anerkannte einheitliche Standards fehlen  
jedoch. Exemplarisch sind in Tabelle 4 die 
Vorgaben zu temporären Abschaltzeiten 
zum Fledermausschutz aus den drei bereits 
zitierten Länder-Leitfäden gegenübergestellt.

Fazit

Um ihrer Aufgabe als eine wesentliche In-
formationsgrundlage für die Abwägungs-
entscheidung des Planungsträgers bzw. 
der Zulassungsbehörde gerecht zu werden, 
müssen naturschutzfachliche Gutachten 
auf Basis einer belastbaren Bestandserfas-
sung eine fachlich fundierte Auswirkungs-
prognose herleiten und die prognostizierten 
Vorhabensfolgen nach den Maßgaben der 

Eingriffsregelung, des besonderen Arten-
schutzes und der Natura 2000-Verträglich-
keit beurteilen.

Um diese Arbeitsschritte zu vereinheitlichen, 
sind eine Reihe von methodischen Leitfäden 
und Arbeitshilfen verfügbar. Diese weichen 
jedoch im Detail teils deutlich voneinander 
ab, so dass bisher nicht von allgemein aner-
kannten fachwissenschaftlichen Standards 
ausgegangen werden kann. Somit kommt 
den Naturschutzbehörden aufgrund der  
gerichtlich zuerkannten naturschutzfachli-
chen Einschätzungsprärogative eine zentra-
le Rolle zu.

Es empfiehlt sich also, bereits vorab den  
Untersuchungsumfang mit der zuständigen  
Naturschutzbehörde abzustimmen und im 
Weiteren auch die naturschutzrechtliche  
Bewertung der prognostizierten Auswir
kungen. Dabei ist durchaus eine fachliche  
Diskussion über die Erfordernisse und  
Besonderheiten des konkreten Planfalls 
wünschenswert. Zudem sollten die Abstim-
mungsergebnisse dokumentiert werden –  
insbesondere Abweichungen von den  
methodischen Leitfäden sollten in den  
Fachgutachten begründet werden.

Eine Reihe von aktuellen Fragestellungen 
lassen sich auch im Rahmen von Fachgut-
achten nicht befriedigend beantworten, 
sondern muss der fachwissenschaftlichen 
Forschung überlassen bleiben. Hierzu zählen 
beispielsweise die Empfindlichkeit einzelner 
Arten ( z. B. Waldarten ), die Populationswirk-
samkeit von Auswirkungen ( z. B. Verschlech-
terung des Erhaltungszustands von lokalen 
Rastvogelpopulationen ) oder fachlich be-
gründete Konventionen zur Auslegung 
unbestimmter Rechtsbegriffe ( z. B. Signifi-
kanzschwelle beim Tötungsrisiko ).

Elisabeth Ferus   
ist geschäftsführende 
Gesellschafterin der NWP 
Planungsgesellschaft mbH 
und dort im Aufgaben-
bereich Landschafts- und 
Umweltplanung tätig.
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Als ich 1999 von der Regionalplanung ins 
Bauleitplandezernat wechselte, war kurz 
vorher dem ›Wildwuchs‹ der Windkraftan-
lagen durch die neu eröffnete Steuerungs-
möglichkeit nach § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB 
›Einhalt‹ geboten worden. 

Im Regierungspräsidium Kassel war 1998 ein 
Leitfaden zur Erarbeitung von Flächennut-
zungsplänen ( FNP ) mit Ausschlusswirkung 
erarbeitet worden. 

Der Regionalplan 2000 wies »Bereiche für 
die Windenergienutzung« aus, diese aber 
ohne Ausschlusswirkung. 

Viele der Kommunen, die entweder auf 
windhöffigen Gebieten bereits Windenergie-
anlagen stehen hatten oder bei denen Inves-
toren bei Kommunen oder Landwirten mit 
Hinweis auf den Regionalplan Flächen zu 
pachten suchten, nutzten das neue Instru-
ment zur Steuerung. 

Die Steuerung wurde nicht immer im Sin-
ne des Gesetzes genutzt: so wurden z. B. 
Flächen ausgewiesen, die nur gering wind-
höffig sind und damit für die Nutzung von 
Windkraft ungeeignet. Oder der Leitfaden 
wurde um zum Teil sehr ›weiche‹ Kriterien 
ergänzt, um die Flächenanteile für die Wind-
kraftnutzung zu reduzieren. 

Bis etwa 2008 / 2009 hatten dann die Ge-
meinden mit windhöffigen Gebieten im Re-
gierungsbezirk Kassel überwiegend einen 
FNP mit Ausschlusswirkung. Manche Kom-
munen, auf deren Gebiet viele WEA stan-
den, beschränkten sich jedoch darauf, ihre 
vorhandenen Windenergieanlagen im FNP 
ohne Ausschlusswirkung darzustellen.

Im Aufstellungsverfahren für den Regio-
nalplan 2009 wurde die Steuerung der 
Errichtung von raumbedeutsamen Wind-
kraftanlagen auf die Ebene der Regional
planung verlagert. 

Teilweise, um der Nutzung von Windkraft 
substanzieller Raum zu geben und die Ziel-
vorgabe der Bundesregierung, den Anteil 
der regenerativen Energieträger bis zum Jahr 
2020 auf 25 –30 % bundesweit zu erhöhen, 
umzusetzen. Teilweise auch um den Druck 
von den Kommunen bei der Flächenfindung 
und Ausweisung zu nehmen. 

Der Regionalplan 2009 benannte / übernahm 
dabei die bereits im Leitfaden für die Flächen-
nutzungspläne entwickelten Kriterien und 
ergänzte sie; unter anderem um avifaunis-
tisch sensible Bereiche. Durch die technischen 
Weiterentwicklungen bei den WEA ( Rotor-
blätter deutlich über den Baumwipfeln und 
dadurch Schonung des Baumbestandes ) 
konnte das Ausschlusskriterium »Wald«  
entfallen.

Grundsätzliche Fragestellungen und  
Herausforderungen im Rahmen der  
Regional- und Bauleitplanung
Cornelia Scholz, Regierungspräsidium Kassel
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Dadurch und durch den Beschluss der Lan-
desregierung Hessen 2011, Waldflächen 
nicht mehr von vornherein auszuschließen, 
veränderte sich die Beurteilungsgrundlage 
für die waldreichen Kommunen. 

Diese Entwicklung war für einige Kommu-
nen in Nordhessen schwierig. Die Kommu-
nen, deren Gemarkungsgebiet zum großen 
Teil mit Wald bestückt ist, hatten auf Grund 
des Ausschlusses von Waldgebieten zur Er-
richtung von Windenergieanlagen keinen 
Flächennutzungsplan aufgestellt. 

Die Anforderungen an die Regional- und 
Bauleitplanung wurden durch die Änderun-
gen des BauGB, höchstrichterliche Entschei-
dungen und EU-Vorgaben immer höher. 

Der in den ersten Flächennutzungsplänen  
viel und heiß diskutierte Belang »Land-
schaftsbild« wurde zurückgedrängt und die 
arten- und naturschutzfachlichen Prüfungen 
erfolgen auf einer immer detaillierteren  
Basis auch bei großmaßstäblichen Plänen.

Auch die Inanspruchnahme von Wald ver-
änderte und verschärfte die Untersuchungs
tiefe hinsichtlich der ›Verträglichkeit‹ von 
Windenergieanlagen und Tierwelt. Avifau-
nistische Gutachten wurden obligatorisch 
und der Streit um die notwendigen Gutach-
ten und ›richtigen‹ Gutachter begann. 

Zunächst wurden die grundsätzlich für die 
Windkraft geeigneten Standorte durch Gut-
achten und Verträglichkeitsprüfungen auf 
der Maßstabsebene des Flächennutzungs-
planes 1:10.000 identifiziert. Aktuell werden  
bei der Aufstellung des Teilregionalplans 
»Wind« bestimmte arten- und naturschutz-
rechtliche Prüfungen auf der Maßstabsebe-
ne 1:100.000 durchgeführt. 

Trotz aller vorlaufenden Planebenen kann es  
bedeuten, dass eine in einem langwierigen  
Verfahren abgestimmte Fläche nicht umge
setzt werden kann, da sich auf Ebene der 
Genehmigung im BImSch-Verfahren heraus
stellt, dass doch geschützte Arten vorhanden 
sind oder die sich während der vorlaufenden 
Planverfahren dort angesiedelt haben und 
die nicht gestört, vertrieben, getötet werden  
dürfen. 

Während der Aufstellung des aktuellen  
Teilregionalplans Wind wurde erst später 
deutlich, welche Schwierigkeiten es macht, 
wenn der Regionalplan in Aufstellung ist, 
der Investor alle Unterlagen für das BImSch-
Verfahren vorliegen hat, die Behörde jedoch 
nicht genehmigen kann, weil die Anlage 
in einem Bereich errichtet werden soll, der 
nach dem Flächennutzungsplan der Kom-
mune ausgeschlossen ist. 

Windpark im Rothaargebirge

In Hessen ist Wind
energienutzung im  
Wald zulässig.
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bis zur Rechtskraft des überarbeiteten Teil-
regionalplans Wind die Möglichkeit der 
Rückstellung von Baugesuchen zu haben. 
Steckengeblieben sind jedoch alle die Pläne, 
wo die Finanzierung der heute notwendigen  
Gutachten ( Lärm, Fledermäuse, Vögel… ) 
fehlt. 

Viele kleine Kommunen im Regierungsbe
zirk Kassel sind durch die aufwändigen,  
anspruchsvollen Planungen finanziell und 
personell überfordert. 

Sollte ein zuständiges kommunales Gremium  
nicht mitziehen und keine oder andere Be-
schlüsse fassen, dann kann sich das Geneh-
migungsverfahren in die Länge ziehen, da es 
eines vorlaufenden oder wenigstens paralle-
len Änderungs- / Aufhebungsverfahrens des 
Bauleitplanes oder der Bauleitpläne bedarf. 

Auf Ebene der Flächennutzungsplanung wur
den nach Aufhebung des Windkraftteils des 
Regionalplans 2009 einige Beschlüsse zur 
Änderung / Anpassung der FNP gefasst, um 

Jahr Änderungen BauGB Regionalplan Flächennutzungsplan 

1996 § 35, Abs. 3, Satz 3 

1997 1 FNP ohne Ausschlusswirkung 

2000 Regionalplan 2000 ohne Ausschluss-
wirkung 

2004 EAG Bau, Einführung Umwelt
prüfung in die Bauleitplanung

2000 –2006 Überwiegend FNP mit Ausschluss-
wirkung 

2007–2008 § 15 Abs. 3; Zurückstellungen für  
1 Jahr auch bei FNP 

Rückstellungen durch Regionalplan 
in Aufstellung 

Hinweise auf ev. Genehmigungshin-
dernisse wegen Regionalplan 

2009 Regionalplan mit Ausschlusswirkung 

2011 § 249; Sonderregelung
zur Windenergie 

Aufhebung Regionalplan 2009,  
TB »Wind« 
Beginn des Aufstellungsverfahrens 
»Teilregionalplan Wind«

2011–2013 Aufstellung Überarbeitung vorhan-
dener FNP, da Ausschlusswirkung des 
Regionalplans aufgehoben 

2013 § 15 Abs. 3 ergänzt, Dauer der Zurück-
stellungen auf 2 Jahre verlängerbar 

Ende 2014 Beschluss zur 2. Offenlegung des 
Teilregionalplans »Wind«

Tabelle 5: Planerische Reaktionen in Nordhessen auf Baugesetzbuchänderungen
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Aktuell gibt es: 

– �Kommunen »ohne alles« 
– �Verweise und Vertrauen auf die alten FNP 

mit Ausschlusswirkung 
– �FNP-Änderung, B-Plan und BImSch-Verfah-

ren werden parallel betrieben. ( Wobei die  
Bebauungspläne allein durch die Größe 
und Tiefenschärfe der Planung mit ent-
sprechend hohen Kosten für die Kommu-
nen ( bzw. für die Investoren ) verbunden 
sind ). 

– �Aufhebungsverfahren für FNP und B-Plan 
und eine Genehmigung nach § 35 BauGB. 

Fazit 

Eine lange Verfahrensdauer und viele ver-
schiedene Planungsebenen sind hinderlich, 
da die technische Entwicklung oft schneller 
geht und Gutachten zum Artenschutz nach 
5 –7 Jahren als überholt gelten. 

Da die FNP und B-Pläne ohne Frist gelten, 
sind diese Pläne gültig und im Rahmen von 
BImSch-Verfahren auch zu beachten, ent-
sprechen aber oft nicht mehr den aktuellen 
von der Rechtsprechung geforderten Stan-
dards. 

Die Unwirksamkeit von Plänen kann jedoch 
nur gerichtlich festgestellt werden.

Auffällig ist m. E., dass die beabsichtigte Be-
teiligung der Öffentlichkeit immer weniger 
›wirklich‹ gelingt. 

Die vielen, verschiedenen Planungsebenen 
sind so weit entfernt von der Lebenswirk-
lichkeit vieler Menschen, dass sie sich zu-
rückziehen auf das, was sie kennen, was 
ihnen vertraut ist. 

Die Anregungen in den Planverfahren zielen 
sehr oft darauf ab, dass alles so bleibt, wie 
es – scheinbar – schon immer war. 

Ich vermute, das Landschaftsbild, die Ver-
trautheit der Umgebung ist unterschwellig 
immer noch das, was die Menschen, die sich 
äußern, vor allem erhalten wollen. 

Die verschiedenen Planungs- und Geneh
migungsebenen sind aktuell für die Öffent
lichkeit ( teilweise auch für Insider ) sehr 
ineinander verschachtelt, werden neben- 
oder nacheinander in der Öffentlichkeit 
diskutiert, haben unterschiedliche Mög
lichkeiten der Beteiligung. Nach meiner 
Wahrnehmung hat sich dadurch bei der  
›betroffenen Öffentlichkeit‹ viel ins Nega- 
tive verkehrt. 

Viele beteiligen sich nicht mehr, weil sie sich 
nicht ernst genommen fühlen, andere ver-
zweifeln beim Kampf gegen die ›Windmüh-
len‹ der Bürokratie und dem immer neuen 
Versuch mit ihren Argumenten in den unter-
schiedlichen Verfahren durchzudringen. 

In meinem Berufsalltag kann ich jedem 
Menschen, der sich informiert, immer wie-
der nur versuchen deutlich zu machen, wo 
gerade auf welcher Ebene was und warum 
getan wird. 

Ich würde es begrüßen darüber nachzu
denken, ob die Steuerung der Windenergie 
nicht besser durch Reduzierung der  
verschiedenen Planungsebenen auf eine 
( großmaßstäbliche ) Planungsebene und 
nachfolgendem BimSch-Verfahren mit 
Öffentlichkeitsbeteiligung nicht zielführen-
der wäre. 

Cornelia Scholz  
ist im Bauplanungsde-
zernat des Regierungs-
präsidiums Kassel im 
Bereich Genehmigung 
von Bauleitplanungen 
tätig. Ihr Schwerpunkt 
ist dort die Beratung von 
Kommunen und Planern 
in bauplanungsrecht
lichen Fragen. 
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In der abschließenden Podiumsdiskussion 
wurden die im Laufe des Tages aufgekom-
menen Fragen mit einem Teil der Referenten  
näher erörtert. Dazu zählten Kathrin Ammer-
mann ( BfN ), Cornelia Scholz ( Regierungsprä-
sidium Kassel ), Thorsten Falk ( BMWi ) und 
Bettina Wilkening ( Enertrag AG ). 

Eingeleitet wurde die Diskussion von Axel 
Tscherniak ( FA Wind)  mit den Fragen, warum 
Windenergie und Artenschutz kein Wider-
spruch seien und wie eine Vereinbarkeit er-
möglicht werden könne. Es gebe bereits viele 
Ansätze der Vereinbarkeit, Landschaften 
würden schon lange genutzt und verändert, 
auch im Rahmen der Energiegewinnung, er-
läuterte Kathrin Ammermann. Gegenwärtig 
seien jedoch sehr schnelle Veränderungen 
zu verzeichnen. Der Verlust der biologischen 
Vielfalt schreite gleichzeitig sehr schnell vor-
an, die Ziele der Bundesregierung zur Erhal-
tung der Biodiversität wurden bisher nicht 
erreicht, so Ammermann. Sie betonte in die-
sem Zusammenhang, dass keine Zielsetzung 
zulasten einer anderen durchgesetzt werden 
sollte. Bettina Wilkening ordnete die Bedro-
hung der Biodiversität nicht der Windener-
gie, sondern vielmehr der Landwirtschaft zu. 
Auch bringe die Windenergie, im Vergleich 
zu anderen Formen der Energiegewinnung 
wie beispielsweise der Braunkohleförderung, 
welche zu massiven Veränderungen in der 
Landschaft führe, noch die wenigsten Schä-
den mit sich, so Wilkening. Sie sehe also kei-
ne Probleme der Vereinbarkeit, ebenso wie 
Cornelia Scholz. 

Diese plädierte außerdem für eine Klärung 
von naturschutzspezifischen Fragestellungen 
auf der örtlichen Ebene, da übergeordnete  

Ebenen ihrer Meinung nach zu weit weg 
von der Praxis seien. Auch laut Thorsten Falk 
sei eine Vereinbarkeit von Windenergie mit 
dem Naturschutz mittlerweile aufgrund gu-
ter Planungsinstrumente zu leisten. Kultur-
landschaft bringe seit jeher Veränderungen 
mit sich, so Falk, im Vergleich mit der Histo-
rie sei dabei die gegenwärtige Veränderung 
der Landschaft weniger schnell. 

Nachfolgend wurden im Rahmen der Diskus-
sion verschiedene Vorschläge und Ansätze 
für eine Verbesserung der Planung genannt: 
Wenige, aber dafür klare Vorgaben auf Bun-
des- und Landesebene wurden von Cornelia 
Scholz gewünscht. Als Beispiele wurden von 
ihr u. a. einheitliche Vorgaben zu Tabuberei-
chen sowie eine Anpassungspflicht an die 
Regionalplanung genannt. 

Thorsten Falk verwies dabei auf die Probleme,  
die bei Vorgaben des Bundes in einem födera-
len System bestünden. Eine Regionalisierung 
der Ausbauziele sei weiterhin schwierig. Er 
wünsche sich mehr Vertrauen auf allen Sei-
ten, durch eine Überwindung des Lagerden-
kens und mehr Zusammenarbeit. 

Auch Kathrin Ammermann sah Schwierig-
keiten bei einheitlichen Regelungen durch 
den Bund und wies auf das Beispiel der Bun-
deskompensationsverordnung hin: Diese soll 
bundeseinheitliche Regelungen schaffen, die 
Ausarbeitung sei aber ein langwieriger und 
schwieriger Prozess. Laut Ammermann seien 
viele Planungen auf der Regionalplanungs-
ebene richtig angesiedelt, da diese den rich-
tigen räumlichen Umgriff für beispielsweise 
Standortentscheidungen für Windkraftan-
lagen umfasse. Sie regte außerdem eine 

Abschlussdiskussion
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Verbesserung des Informationsflusses an: 
Obwohl viele Daten durch Gutachten und 
Monitoring erhoben würden, fehle es vieler-
orts an Kenntnissen, da die Daten nicht ver-
fügbar seien. Hier müsse der Austausch von 
Informationen und die Integration derartiger 
Erkenntnisse, z. B. in die Überarbeitung von 
Leitfäden, verbessert werden. Abhilfe könn-
te dabei durch Genehmigungsbehörden und 
Betreiberfirmen geschaffen werden, indem 
erhobene Daten zur Verfügung gestellt wür-
den, so Ammermann. 

Bettina Wilkening ergänzte in diesem Zu-
sammenhang, dass der Bundesverband 
WindEnergie ( BWE ) bereits daran arbeite, 
Daten zusammenzutragen, wobei eine Zu-
sammenarbeit zwischen den Planern nicht 
einfach sei. Innerhalb der Firmen wüssten 
die Fachleute um die konkreten Belange,  
jedoch sei die Datenherausgabe in laufen-
den Verfahren nicht möglich.

Sie sprach sich außerdem dafür aus, dass 
Fledermausvorkommen, mit Ausnahme der 
wenigen großräumig bedeutsamen Quar-
tiere, nicht im Zuge der Regionalplanung zu 

berücksichtigen seien. Auch bei Vögeln sei 
sich in der Regionalplanung auf sehr stand-
orttreue Vorkommen zu konzentrieren, da 
die Abhandlung unstet brütender Vogelar-
ten nur zu unnötigen Verzögerungen führe. 

Axel Tscherniak fokussierte anschließend die 
Diskussion auf das Thema Beteiligung: hier 
herrschte der Konsens, dass Beteiligung im-
mer zu mehr Akzeptanz führe, auch von 
Seiten der Interessensvertreter des Natur-
schutzes. Kathrin Ammermann räumte in 
diesem Zusammenhang ein, dass es bei der 
Kommunikation in der Vergangenheit Ver-
säumnisse gegeben hätte. Die Energiewen-
de führe zu Veränderungen – wahrnehmbar 
besonders auf der Landschaftsebene. Dies 
müsse deutlich gemacht werden. 

Naturschutz scheine, laut Ammermann, aber 
oft auch ein vorgeschobenes Argument für 
in Wahrheit andere Ablehnungsgründe zu 
sein, hier wünsche sie sich mehr Transparenz. 
Bei Beteiligung solle es nicht nur um finan-
zielle Beteiligung gehen, sondern auch um 
ein Mitwirken an Planungsprozessen. Von 
Bettina Wilkening wurde in diesem Zusam-
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menhang der Wunsch nach einem aktiven 
Mitwirken des Naturschutzes bei der Flä-
chenfindung geäußert, wobei sich dieses  
nicht nur auf die Ausweisung von Aus-
schlussgebieten, sondern konkret auch auf 
die gemeinsame Suche nach konfliktarmen 
Standorten beziehen sollte. 

Ein vielerseits bekanntes Problem stellt die 
Heterogenität und Verfügbarkeit von Daten  
zum Vorkommen und Verhalten von Arten  
dar. So seien Erhebungsstandards auf der 
Genehmigungsebene in den Ländern sehr 
unterschiedlich, erläuterte Ammermann. 
Standards zu Untersuchungen, die immer 
vorgenommen werden sollen, wären aus 
Sicht des BfN hilfreich. Derzeit werde ein 
Gutachten zur Datenerhebung im Rahmen 
eines Forschungs- und Entwicklungsvorha-
bens erstellt, dieses soll in zwei bis drei Jah-
ren fertiggestellt werden. Auf Bundesebene 
werde außerdem versucht, Datenlücken, 
z. B. zum Fledermauszug oder zu Waldarten, 
zu schließen. 

Ein weiteres Problem führte Bettina Wilke-
ning an: so gebe es nicht nur sehr unter-
schiedliche Anforderungen bei der Erhebung 
von Daten, auch würden diese z. T. nicht  
mit den von den Behörden geführten Da-
tenbanken übereinstimmen. Daher sei es 
wichtig, die Möglichkeit zu haben und auch 
zu nutzen, die von den Landesbehörden 
gemeldeten Daten in den verschiedenen 
Planungsebenen in konkreten Genehmi-
gungsverfahren zu überprüfen. 

Im Rahmen der Diskussionsrunde wurden 
weiterhin kumulative Effekte der Wind
energie und anderen Landnutzungsformen 
besprochen: Neben weiteren Formen der 
Energiegewinnung wie Photovoltaik, Was-
serkraft und Biomasse führten insbesondere 
die Landwirtschaft, aber auch andere Bau-
vorhaben und Verkehr zu starken Verände-
rungen in der Landschaft und wirkten sich 
negativ auf die Biodiversität aus, so die Dis-
kutanten. Aus dem Zuhörerkreis wurde in 
diesem Zusammenhang eine Ökologisierung 
der Landwirtschaft angeregt. 

Mit Blick auf die Problematik der Standort-
suche wurde aus dem Publikum vorgeschla-
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gen, flächendeckende Untersuchungen für 
besonders konfliktreiche Arten auf Ebene 
der Regionalplanung durchzuführen, um  
damit Planungssicherheit zu schaffen. 

In diesem Zusammenhang führte Kathrin 
Ammermann beispielhaft das derzeitige Vor-
gehen in Hessen an: Dort würden von der 
Regionalplanung sogenannte Dichtezentren  
von windkraftsensiblen Arten, wie dem Rot-
milan, der zudem streng geschützt ist und 
für den Deutschland aufgrund seines Vor-
kommens besondere Verantwortung hat, 
identifiziert. Dies sei dann eine der Grund-
lagen, um eine frühzeitige Bewältigung des 
Artenschutzes bei der Ausweisung von Vor-
ranggebieten für Windenergie auf Regional-
planebene zu erreichen ( Beispiel Entwurf des 
Teilregionalplans Energie Mittelhessen ), so 
Ammermann.

Aus dem Publikum wurde mit Bezug auf 
eine Verbesserung der Vereinbarkeit von 
Windenergie und Naturschutz außerdem der 
Vorschlag unterbreitet, dass Naturschutz-
verbände sinnvolle und abgestimmte Aus-
gleichskonzepte erarbeiten könnten, welche 
dann von Windkraftbetreibern umgesetzt 

werden. Der Wunsch nach einer besseren 
Zusammenarbeit und einer Förderung der 
Dialoge zwischen Projektentwicklern, Natur-
schutzverbänden und Naturschutzbehörden 
wurde auch in der Teilnehmerbefragung 1 
mehrfach genannt, die während der Ver-
anstaltung durchgeführt wurde. Mehr Aus-
tausch zwischen Forschung und Praxis, eine 
sinnvolle Ausgestaltung von Vermeidungs-
maßnahmen und mehr Rechtssicherheit für 
die Planung wurden ebenfalls gefordert.

Zum Abschluss der Diskussion bat Axel 
Tscherniak alle Podiumsteilnehmer um die 
Formulierung eines Wunsches: Thorsten Falk 
spricht sich für mehr Offenheit zwischen  
den Parteien und mehr Zusammenarbeit aus. 
Kathrin Ammermann plädiert für eine sach-
lichere Diskussion. Sinnvolle und vor Ort ge-
plante Naturschutzmaßnahmen seien laut 
Bettina Wilkening wichtig. Cornelia Scholz 
wünscht sich weniger Vorwürfe und mehr 
Akzeptanz und Zusammenarbeit zwischen 
allen Akteuren.

1	 Mit einem Fragebogen wurden im Rahmen der Veranstaltung Themenschwerpunkte, Forderungen und Erwartungen der Teilnehmer im 
Bereich Natur- und Artenschutz abgefragt.  
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nutzungsformen zukünftig zu minimieren, 
sollte eine ressortübergreifende Zusammen-
arbeit erfolgen und gemeinsame Strategien  
und transdisziplinäre Forschungsansätze  
entwickelt werden. Mit einer ganzheitlichen 
Umweltpolitik und unter Einbeziehung aller 
Sektoren kann eine Vereinbarkeit der Klima-
schutzziele mit den Zielstellungen des Natur-
schutzes erreicht werden. 

Die FA Wind will dabei einen sinnvollen  
Beitrag leisten und durch die Förderung  
eines natur- und umweltverträglichen Aus-
baus der Windenergie zu einem Gelingen 
der Energiewende beitragen.

Link zu den Tagungsfolien
http://www.fachagentur-windenergie.de/services/
veranstaltungen/archiv-fachtagung-vereinbarkeit-von-
windenergie-mit-dem-natur-und-artenschutz-04112014/
tagungsfolien.html 

Fazit und Ausblick

Der Natur- und Artenschutz wird bei der Realisierung von Windener-
gieprojekten oftmals als Hemmnis gesehen. Auf der Veranstaltung 
wurden bestehende Herausforderungen anhand von Beispielen disku-
tiert. Von den Teilnehmerinnen und Teilnehmern wurden Lösungsvor-
schläge, Empfehlungen, Anregungen und auch Wünsche im Rahmen 
der Vorträge und Diskussionsrunden mit dem Ziel geäußert, beste-
hende Hemmnisse abzubauen und damit zu einer Verbesserung der 
Gesamtsituation beizutragen. 

Die FA Wind wird auch zukünftig Lösungen für eine Vereinbarkeit  
der Windenergie mit dem Natur- und Artenschutz aufzeigen und  
diese aktiv mitgestalten. So wird derzeit, gemeinsam mit der Techni-
schen Universität Berlin und der Westfälischen Wilhelms-Universität 
Münster, ein Katalog an Vermeidungsmaßnahmen für windenergie-
sensible Vogel- und Fledermausarten zusammengestellt. Darin auf-
geführte Maßnahmen stammen aus internationaler und nationaler 
Literatur sowie aus den Artenschutzleitfäden / Erlassen der Länder. Die 
Anwendung in der Praxis wurde stichprobenartig im Rahmen von  
Experteninterviews abgefragt. Der Katalog beinhaltet darüber hinaus 
die relevante Rechtsprechung zum Thema. Mit dieser Zusammenstel-
lung soll Wissen aus der Fachliteratur gezielt der Praxis verfügbar ge-
macht werden. 

Damit Maßnahmen beispielsweise zur Vermeidung der Kollision oder 
Störung von windenergiesensiblen Arten stets angepasst, weiterent-
wickelt oder verbessert werden können, sollte kontinuierlich eine Eva-
luierung der Erfahrungen aus der Praxis erfolgen. Wünschenswert 
wäre außerdem, dass erhobene Daten für neue Planungen verfügbar  
gemacht werden und diese somit stets auf neusten Erkenntnissen  
beruhen. Als FA Wind wollen wir diesen Austausch in einem offenen 
Dialog mit unseren Mitgliedern und allen interessierten Akteuren för-
dern und mithilfe von Veranstaltungen, Workshops und Hintergrund-
papieren, aktuelle Entwicklungen und Erkenntnisse aufzeigen und 
der Anwendung zuführen. 

Zur Erreichung der energiepolitischen Ziele der Bundesregierung  
werden zukünftig noch mehr Flächen für die Windenergieerzeugung  
benötigt. Landschaften werden sich deshalb weiter verändern. Es ist 
grundsätzlich erforderlich, die Auswirkungen auf die Biodiversität zu 
vermeiden, zu vermindern oder als verbleibende Option auszugleichen.  
Um eine Kumulierung negativer Auswirkungen verschiedener Land-

Als sinnvolle Maßnahme können Windräder während 
der Erntezeit abgeschaltet werden, um eine Kollision mit 
angelockten Greifvögeln zu vermeiden.

http://www.fachagentur-windenergie.de/services/veranstaltungen/archiv-fachtagung-vereinbarkeit-von-windenergie-mit-dem-natur-und-artenschutz-04112014/tagungsfolien.html
http://www.fachagentur-windenergie.de/services/veranstaltungen/archiv-fachtagung-vereinbarkeit-von-windenergie-mit-dem-natur-und-artenschutz-04112014/tagungsfolien.html
http://www.fachagentur-windenergie.de/services/veranstaltungen/archiv-fachtagung-vereinbarkeit-von-windenergie-mit-dem-natur-und-artenschutz-04112014/tagungsfolien.html
http://www.fachagentur-windenergie.de/services/veranstaltungen/archiv-fachtagung-vereinbarkeit-von-windenergie-mit-dem-natur-und-artenschutz-04112014/tagungsfolien.html
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BegrüSSung, Einführung und Moderation:  
Axel Tscherniak, Fachagentur Windenergie an Land

Vorträge:
– �Die Rolle der Windenergie im Rahmen der Energiewende:  

Thorsten Falk, Bundesministerium für Wirtschaft und Energie
– �Spannungsfeld Windenergie und Natur- und Artenschutz: aktuelle Herausforderungen  

und Fragestellungen; Kathrin Ammermann, Bundesamt für Naturschutz
– �Überblick über die rechtlichen Rahmenbedingungen des Natur- und Artenschutzes in Bezug  

auf die Windenergienutzung: Dr. Marike Pietrowicz, Fachagentur Windenergie an Land 
– �Natur- und artenschutzfachliche Herausforderungen beim Ausbau der Windenergienutzung an Land:  

Ludwig Sothmann, Deutscher Naturschutzring
– �Niedersachsen: Aktuelle und zukünftige Herausforderungen beim Thema Windenergie  

und Natur- und Artenschutz – Maßnahmen von Politik und Verwaltung:  
Dr. Christoph Schmidt-Eriksen, Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, Energie und Klimaschutz

– �Vorstellung und Erfahrungen mit dem Leitfaden »Umsetzung des Arten- und Habitatschutzes  
bei der Planung und Genehmigung von Windenergieanlagen in Nordrhein-Westfalen«:  
Dr. Matthias Kaiser, Landesamt für Natur, Umwelt und Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen

– �Konflikte im Dialog lösen. Erfahrungen aus der Arbeit des Dialogforums Erneuerbare Energien  
und Naturschutz: Dr. Martin Köppel, Dialogforum Erneuerbare Energien und Naturschutz Baden-Württemberg

– �Anforderungen an naturschutzfachliche Gutachten ( Fokus Fauna und Landschaftsbild ):  
Elisabeth Ferus, NWP – Planungsgesellschaft

– �Grundsätzliche Fragestellungen und Herausforderungen im Rahmen des Planungs- und Genehmigungs
prozesses: Dr. Bettina Wilkening, Enertrag 

– �Grundsätzliche Fragestellungen und Herausforderungen im Rahmen der Regional-/ Bauleitplanung:  
Cornelia Scholz, Regierungspräsidium Kassel	

Podiumsdiskussion: 
Politik und Praxis – aktuelle Herausforderungen zur besseren Vereinbarkeit von Windenergie und Natur- und Artenschutz 
Moderation: Axel Tscherniak, Fachagentur Windenergie an Land

TeilnehmerInnen:  
– Kathrin Ammermann, Bundesamt für Naturschutz 
– Dr. Bettina Wilkening, Enertrag AG 
– Thorsten Falk, Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
– Cornelia Scholz, Regierungspräsidium Kassel

AbschlieSSende Bemerkung und Verabschiedung: 
Axel Tscherniak, Fachagentur Windenergie an Land

Anhang: Tagungsprogramm
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